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A. Einleitung. 


Die Bedeutung der deutjchen Schuß- 
gebiete.) 


Das gewaltige Völferringen, das im SYahre 1914 
jeinen Anfang nahm, hat uns jo recht eigentlich zum Be- 
wußtjein gebradt, dab nicht zum mindeften die deutjche 
Rolonialpolitif e8 war, die den Neid Franfreihs und 

allem Englands erwedte und jo einen der ausichlag 
jebenden Gründe zu dem furchtbariten aller Kriege 
bildete, 

Denn „Durch Die Betretung Des Weges einer aktiven 
Rolonialpolitif gab das Deutfche Neich zu erfennen, daß 
5 in jeder Beziehung in die Neihe der Großmädhte ein- 
getreten ift und den Willen hat, in allen wichtigen, die 
ganze Welt angehenden Fragen ein gemwichtiges Wort 
mitzufprechen“.”) Hiermit aber war dem franzöfiichen 
und englifchen Staate, welche beide es al8 ihr wohl- 


erworbenes Net betrachteten, die übrige Welt zu bevor- 


') vgl. Köbner, Kolonialreht, und v. Stengel, Deutiche 


Scußgebiete. 


Stengel, Deutfhe Schußgebiete S.42 und in AnnDR. 


ınden, ein gefährlider Konkurrent entitanden. nd 


aus Ddiefer Erkenntnis heraus haben Frankreich und Eng: 
(and der Kolonialpolitif des Deutjchen Neiches Schmieri 
feiten in den Weg gelegt, wo nur immer es angängig 
war, und nicht felten Ihon mit der gepanzerten Eijen 
fauft gedroht. 

Die Gefahr jedoch, Deswegen mit feinen Neidern im 
politiihe Vermwidelungen zu geraten, durfte Das Deutjche 
Reich nicht abhalten, den einmal bejchrittenen Weg weiter 
zugehen.” Dur den ruhmvollen Krieg 1870/71 und 
Die Damit verbundene nationale Einheit hatte es fich die 
Berechtigung erfümpft, an der Geltaltung der Völfer- 
ihiefjale hervorragenden Anteil zu nehmen. Dies abeı 
fonnte e$ nur, wenn es ji Dur) überjeeiichen Yand 
bei Das nötige Anjehen im Auslande verjchaffte Denn 
was ein anjehnlidher Rolontalbefiß für das Mlutterland 
bedeutet, lehrt Schon die Geihichte.e Wir brauchen nur 
Spaniens und Bortugals heutige Machtitellung mit der 
‚ur geit ihre® Kolonialbefißes zu vergleihen und Eng 
lands jtetige Entiwvidlung zu betrachten, die es Do nur 
und lediglich jeinen Kolonien zu verdanken bat. 

Daneben gewähren die Deutjchen Schußgebiete dem 
Deutijchen Reihe noch andere a zu unterjchäßende 
Borteile, jo die Ausmwanderungsmöglichfeit der über: 
Ihüfjigen Bevölkerung, die fonft in fremden Gebieten 


dem Deutjchtum verloren gehen würde, fo die Einfuhr 


) Mit Recht jagt Helfferid (S. 579): „Es gibt nichts, was 


die Gewalttat mehr herausfordert als die Schwäche” 
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von Stolonialwaren, die das Mutterland von anderen 
Ländern unabhängiger madt, jo Stüßpunfte und Mb 
jaßgebiete für den einheimifchen Handel. 

Wichtig, ja vielleicht notwendig, war der Befiß von 
Kolonien auch, wenn das Deutiche Reich feinen in Art. 3 
Adf. 6 und Art. 4 Ziff. 7 RB.) eingegangenen Berpflic- 
tungen nadlonmen mollte, den deutjchen Handel im 
Auslande zu fchüßen. 

Sp erforderte die deutiche Kolonialfrage immer mehr 
Beahtung im deutjchen Staatsleben und führte Ihliehlich 
zu dem Gejek betr. die Nechtsverhältniffe der Deutschen 
Schußgebiete v. 17. 4. 1886,5) daS mit der Entmwidlung 
der Kolonialverhältniffe mehrfach) abgeändert wınde (fü 
am 7.7.1887, am 15./19. 3. 18887) am 2.7. 1899> 
und Zuleßt am 25. 7. 19009) und am 10. 9. 1900 1% in 


jeiner jet geltenden Faffung !) vom Reihsfanzler unter 


*) Art. 3 Ubi. 6 NV: „Dem Auslande gegenüber haben allı 
Deutichen gleihmäßig Anfpruh auf den Schub des Reiches”. Art. 4 
3 RE: „Der Beauffichtigung jeitens des Neich8 und der Geier: 
gebung desjelben unterliegen die nachjtehenden Angelegenheiten: 

7. Drganifation eine8 gemeinfamen Schubes des deutichen 

Handels im Auslande“ uw. 

) NOBI. 1886 ©. 75/76. 

) RNEGBL. 1887 ©. 307. 

71—79 


365/66. 


) RSHL 1888 
I NGHL. 1899 
) AGBL 1900 ©. 809-812, 
10) ROBI. 1900 ©. 812 - 817 


'') Sn der vom NReichskanzler verfündigten jegt geltenden Fajjung 


ven Zitel „Si 
Die haufıa 


ußgebietsgejeß“ verfündigt worden it. 
en Abäanderungen des Schußgebietsgeleßes 


it jteter Steigerung 


dent Gelet die Aufgabe jtellte, jich ven eigentums 
lihen und veränderlichen Berhältnijfen in den Schuß 


gebieten anzupajjen. Die 


Sebildes Der 


und Gelebgeb 


die Verordnnungsgewalt 


Donu 


und jener Dt 


Deutichen 
ırf ısaenraat 171 r Ylbarenauma 
art ausgeptagt I DE: DATENZUNG 


ungsaewalt, in 


tgsgewali 


e Eigenart des jtaatsrechtlichen 


Hußgebiete zeigt jich bejonders 
der VBerordnungs 
dem Umfange nämlid, ven 


hier einnimmt. 


Iprechung wie auch ın Literatur Die Ber- 
de8 Saijers jomwie Des Neichsfanzlers 
ane bereits zu mannigfachen Erörterungen 


Anlaß gegeben.!” 


Schiff 


1510,16) . 


deutichen Seefahrzeug Im Sinne diejes Gejebes“ 
die I Zıteraiurverzeichni3 angegebenen %erfe von 
Bterke . König Sallen, v. Stengel 
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devor jedoch in eine Erörterung der Verordnungs- 
gemalt in den deutichen Schußgebieten eingetreten werden 
fan, erjcheint e8 umerläßlich, zunächft die Syrage au be- 
antworten, was „Berordnung” bedeutet. 

gur Beantwortung diefer Frage müffen mir den 
Begriff der Verordnung Elarzulegen verfuhen und diefen 
gegen Die in vieler Beziehung ähnlichen Begriffe des 


Hejeges und der Verfügung abgrenzen. 


B. Hauptteil. 


Perordnungsgewalt in den deufichen 
Schußgebieten. 
I. Abichnitt 
Begriff und Bedeutung der Verordnung. 


1: Radpırei 
Der Unterfchied zwischen Gejeß und Verordnung. 


1 
il. 


Der Begriff „Seieg“.' 


Seleb im weitelten Sinne iit jede NRechtsnorni, al}o 


auch Gewohnbeitsteht (ct. 2 EG. 3. BSDB.).') 


(f} 
(5 


Seleg un ei 


bezw, von einem ftaatlihen Organe als feine Willens 
/ hoyı irn a7 ı nt a + +7 477 y \ Gufahı Irr7 
auperung ANGEDTDIETE NEMWISTDTIT, aud) Seleh im 


materiellen Sınne genannt. 


Ä . [dt | an l JIE h / 4 U) Y 
[6 n\ SR ja \ DR. 1885 0] 
IRS39 © Seliam ] sel nei 
D | Ei DEIOPE) (Het {1 inne I Bürger { (5 
uch Sejehe t jede Kechtänorm”. gl. a I®& 


\ 


) E85. 5, RL 
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Diejen Begriffe des materiellen Gefeges jtellt die 
Itaatsrechtlihe Wiffenfchaft, vor allem Yaband,') den 
infolge der Einführung der fonftitutionellen Berfaffung 
entjtandenen Begriff des formellen Gefeßes gegenüber. 
Der Unterjchied zwijchen beiden befteht darin, dat bei dem 
materiellen Gejeß die Erfcheinungsform und Entftehungs- 
weife Nebenfahe und der inhalt die Hauptfadhe ift, 
während bei dem formellen Gefeg von feinem Inhalt 
abgejehen und nur auf feine Erfcheinungsform (vgl. für 
die Ddeutjchen Neichsgefege Art. 2 Sat 2 RP.) und 
Entjtehungsmweife (vgl. für die deutfchen Neichsgefete 
Art. 5 Ab. 1 RB.) Wert gelegt wird. 

Das Gejeg im formellen Sinne fann aljo jede 
Willensäußerung des Staates zum Inhalt haben, Sofern 
fie nur in der verfaffungsmäßigen Form!) zuftande 
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5 


) 5. Aufl. S.61 ff. bezw. 4. Aılfl. ©. 55ff. Gegen den Begriff 


des formellen Gejeßes haben fich z.B. erflärt: Zorn, Staatsrecht S 14 


1, X 


(5 


. 401— 404 und in AnnDdR. 1835 ©. 301ff.; v. Martik; Hänel fi. 
oben Fußnote 13) und Arndt, Berordnungsreht S.5ff. und Staats 
vet ©. 156 FF. Auch das Neichegericht erkennt den Unterfchied zwischen 
materiellem und formellem Gefeß an: vgl. Yubrid. 

4) Art. 2 Sag 2 NV: „Die Neichsgefeße erhalten Ihre verbind- 
liche Kraft duch ihre Verkündigung von Reichs wegen, welche vermittela 
eines Reihsgejegblattes gefchieht“. 

) Art. 5 Abi. 1 RB: „Die Neichsgefeßgebung twird ausgeiibt 
durch den Bundesrat und den Reichstag. Die Übereinftimmung der 
Mehrheitsbeichlüffe beider Verfammlungen iit zu einem Neichsgelege er» 
forderlich und ausreichend“, 


») d.h. in den konftitutionellen Staaten: unter Mitwirkung dei 


Volfsvertretung. 


gefommen ift; es ift alfo gleichgültig, ob es Yedyis= ooeı 
Verwaltungsvorjchriften enthäft, jo ericheint 3.9. aud 
der Reichshaushaltsetat (Art. 69 NBV)) in Form eines 
Seiekes, obwohl er doc feine Nechtsnormen enthält.” 

Der Inhalt des Gefeges im materiellen Sinne fan 
dagegen nur Redtsjaß jein, gleihviel, in weldger Sorm 
er erfcheint, fei e8 als Gefeg, Verordnung oder njtruf- 
tion. So ift 3. B. materielle8 Gejeß auch Die faijerliche 
Verordnung betr. Die Hauptmängel und Gemährfriiten 


beim VBtehhandel nv. 27. 3. 1899.) 


Der Begriff „Berordnung“.” 


STAR N PDS r- N RE 
BpenIo pie Bearıf des formellen BeleBes 11 


auch der Begriff Der Beror 


dung exit infolge der foniti 
tutionellen Gemwaltenteilung praftiich geworden. Die Ber 
ordnungen entjtehen ohne Mitwirkung der Bolksvertretung, 
fie entipringen dem freien Willen der vollziehenden Gewalt 


knHaltlich Eönnen fie VBerwaltungsporjchriften oder Nedtö= 


\ 


) Art. 69 RS fe Einnah und Des Mei 

‘z “ N an r rt Se 8 a 
üflen für jedes Sahr veranlagt und anf Den yaushaltsetai 
sahen fr WR lhta “S > Mint ST DehatEsn PR ench 
gebracht werden. zeblerert Wird DON Seamm Des vratsjadres nad) 


folgenden Grundjäßen durch ein Gefeh Teltgettelit 


a Den. je. 3 : ae 
reitere Beripiele hierfür bilden Die Art. (do u. al 


18 


aud) 


2] 


normen enthalten. Man umterjcheidet demgemäß Ber: 


waltungsperordnungen und Nechtsperordnungen. 


VBerwaltungsverordnungen, auch Verordnungen im 
materiellen Sinne genannt, find formell und materiell 
Verordnungen; fie regeln Angelegenheiten auf dem Ge 
biete der Verwaltung und find an die Vermwaltungs- 
behörden gerichtet. 


Nechtsverordnungen, aud Verordnungen im formellen 
Sinne genannt, jind dagegen nur formell Verordnungen, 
inhaltlic) materielles Gefet; fie find nicht an die Behörden, 
jondern an die IIntertanen gerichtet und greifen in deren 
steiheit und Eigentum ein. 


Da die Berordnungen alfo inhaltlich alle Borfchriften 
enthalten können, ift anı treffendften die von Unfhüß >) 
gegebene DBegriffsbeftimmung. Danad) find Verordnungen 
„allgemeine VBorjchriften, welhe von dem Träger oder 
den Organen der vollziehenden Gewalt ausgehen“. Diefe 
pofitive Definition enthält einerfeitS alle mefentlichen 
Merfmale der Verordnung, aber andererfeits auch nur 
Dieje und wird daher vorzuziehen fein der negativen von 
Jellinef gewonnenen Begriffsbejtimmung, der unter 
Verordnung diejenige jtaatlihe Willensäußerung verfteht, 


„Die weder Gefeg im formellen Sinne nod) Urteil ift“.**) 


) Unschüb in dv. Holgendorff- Kohler 1914 Bd. 4 ©, 161. 


") Kellinef ©. 366. 


Der Iinterfchied zwiichen Gefeg, Verordnung und Verfügung. 


Nach den angeftellten Erörterungen ift e8 nunmehr 
unfchmwer, den Unterfchied zmifchen Gefeß und Berordnung 
teftauftellen.?) Gefeg im formellen Sinne und Ber- 
ordnung fünnen fi) niemalS berühren; die Art ihres 
Zuftandefommens trennt fie, wenn jie auch inhaltlid) 
diefelben PVorfchriften zum Gegenitande haben fönnen, 
denn beide fünnen ja inhaltlich VBerwaltungsporfchriften 
oder Rechtsfäge enthalten. Gejeß im materiellen Sinne 
und Berordnung fönnen dagegen identiich jein, wenn 


Y 


das Gefeß eben nur materiell Gefeß ift und die Ber 
ordnung eine Rechtsverordnung Darftellt. So tft Die 
5.20 erwähnte Berordnung v. 27. 3. 1899 jowohl als 
Sejeg im materiellen Sinne wie aud) als Nechtsverord 
nung anzufehen. Legen wir die oben ©. 21 mitgeteilte 
Anfhüsiche Begrifisbeftimmung der Berordnung, nad) 
der Verordnungen allgemeine Borjchriften find, die von 
dem Träger oder den Organen der vollziehenden Gemalt 
ausgehen, zugrunde, fo ergibt fich ohne weiteres die Ab 
grenzung zwifhen Berordnung, Gejeg und Berfügung. 

Der Umftand nämlid, daß die Verordnungen von 
der vollziehenden Gewalt ausgehen, trennt fie begrifflich 
von dem Gejeg im formellen Sinne, das dem Zujammen- 


wirfen der gejeßgebenden Faktoren feine Entjtehung ver- 


5) Nach ALR. Ent. S$ 1—13 waren Gejek und Verordnung 


gleichgeitellt. 


IT 
o. 


danft. Der Umftand ferner, daß die Verordnungen all: 
gemeine Vorfchriften find, fcheidet fie begrifflich: 

I. von dem Gejet im materiellen Sinne, das feine 
Berwaltungsvorjhriften enthalten fann, 

II. aber auch von der Verfügung, die zwar von der 

vollziehenden Gewalt ausgeht, aber nur fonfrete 


Falle ordnet. 


2: wudıtel: 


Die Bedeutung der Verordnung im Bundesgebiete. 


Wir haben oben gejehen, daß es zwei Arten von 
Verordnungen gibt, nämlid Verwaltungsverordnungen 
und NRechtsperordnungen. 

Beide Arten von Verordnungen finden mir im 
Nteichsrecht. 

Die Verwaltungsverordnungen |pielen im Bundes- 
gebiete eine große Nolle, da ihr Erlaß eine wejentliche 
Sricheinungsforn der vollziehenden Gewalt ijt, und in 
bezug auf fie gilt der Grundfaß, dab jede Verwaltungs: 
behörde Berwaltungsverordnumngen für Die untergeordnete 
Behörde erlaflen EFarn. 

Dagegen nehmen Die Nechtsverordnnungen im Bundes 
gebiet eine jehr untergeordnete Stellung ein, da Die Form 
der Schaffung materiellen Rechtes im Bundesgebiete 


grundjäglid, wie aus Art.5 Abi. 1 RB. bervorgeht, 
das Geje im formellen Sinne ift, und nur ausnahms 
weile materielles Gejeß auf Grund beionderer reichs 
gejeßlicher Ermädtigung durd) Nechtsverordnungen ge 
Ihaffen wird, wie 3.9. die oben ©. 20 erwähnte mate 


tielles Gejeb Darjtellende Verordnung v. 27. 3.1899 auf 
Grund der gejeglichen Ermädtigung des Ss 482 Abf. 2 


SD.) eraanaen ilt 


sn den Schußgebieten finden wir ebenfall® beide 


Auch bier jpielen die Berwaltungsperordnungen ein: 


große Nolle, da ihr Erlaß ja eben eine wejentlihe Er 
Iheinungsform der vollziehenden Gewalt ift, und es gilt 


in Beziehung auf fie derjelbe Grundfaß wie im Bundes 


gebiete, Daß nämlich jede Verwaltungsbehörde Verwaltungs 


irt.5 Abi. 1 RB Die Neichsgefeßgebung wird ausgeübt 
durc) Den Bundesrat und den Meichstag. Die Übereinstimmung dei 
Wehrhetitäheihiiifie hetder Rorianmelf ı 13 4 nem Nteichsaeiete er 
tehryelisperiiue Deider Serjanimtungen tt au einem Leit Se eBe er 


rorderlih und ausreichend” 
N 


Ubi. 2 BEB.: „Die Hauptmängel und die Gewähı 


rjten werden Durch eine mit Zuftimmung des Bundesrats zu erlafiende 


faijerliche Verordnung bejtimnmt. Die Beltimmung Fann auf demjelbe: 
ABege ergänzt werden” 


verordnungen für die untergeordnete Behörde erlafflen 
fanıı. 


Dagegen nehmen Die Ntechtsperordnungen in den 
Kolonien anders als im Bundesgebiete eine meitaus 
höhere Stellung ein, und es gilt für fie hier wegen der 
eigenartigen Berhältniffein den Deutjchen Schußgebieten *°) 
der entgegengejegte Grundjfag wie im Bundesgebiet. 
Denn während im Bundesgebiete das materielle Recht 
gemäß Art. AB. grundfäßli nur in der Form des 
Gejeßes im formellen Sinne erjcheint und in der Form 
von Nechtsverordnungen nur auf Grund befonderer reich$ 
gejegliher Ermädtigung erjcheinen fann, ijt die Ned)t: 
fegungsform in den Deutjchen Schußgebieten dagegen 
grundjäglich die Rechtsverordnung, nur ausnahmsmeife 
tritt an ihre Stelle das Gejeß auch im formellen Sinne. 


m folgenden wollen wir, da ja, wie oben aus: 
geführt,?”) die VBerwaltungsverordnungen in den deutjchen 
Schußgebieten Diejelbe Stellung wie im Bundesgebiete 
einnehmen, unterfuchen, wen in den deutihen Schuß- 
gebieten die Verordnungsgemwalt im Sinne von Necdhts 
verordnungsgemwalt zufteht und in weldem lm 
fange jie beitebt. 


hierüber unten S. 37ff. u. ©. 59 ff. 


I. ©. 23 u. 24 


II. Abichnitt 


u 
© 


VBerprdnungsgewalt des Raifers. 


l. Kapitel. 
Allgemeines, 
& +, 

Der Rechtstitel, 


Das Net, für die Schußgebiete Nechtsverordnungen 
zu erlafien, hat vor allem und grundfäglich der Faifer. 
Se Rectstitel, auf Grund Defjen der Kaifer diejes 
grundfäßlic unbeihränfte Recht ausübt, inSsbejondere für 
die Schußgebiete Nechtsverordnungen zu erlaffen, it der 
s 1 SH&®. v. 16. 4. 1886, der Kardinaljat des deutichen 
olonialrehts, der auch in den Ntovellen von 1887, 1888, 
1899, 1900 und 1912 unverändert geblieben tt. Cr 
lautet 
„Die Schußgewalt in den Deutjichen Schußgebieten 


übt der Kailer im Namen des Neichs aus“ 


No 


Die Zuftändigfeit der Neichsgefeggebungsfaltsren für die 
Regelung der folonialen Rechtsverhältnifie, 

Was zunächjt überhaupt die Zuftändigfeit Der Neichs 

gejeßgebungsfaftoren zur Regelung der folonialen Rechts 

verhältniffe anbetrifft, jo Hat Darüber ein lebhafter Streit 


int willenichaftlihen wie in parlamentarifchen reifen 


u 07 

Bielfach wurde diefe Zuftändigfeit auf Art. 4 Ziff. 1 
NB. gejtügt, aus dem hervorgeht, daß die „Kolonifation“ 
der Gejeßgebung des Reiches unterliegt. Georg Meyer”) 
verteidigt Ddiefe Anficht, indem er ji auf den fteno- 
graphifchen Bericht des Neihstages des Norddeutichen 
Bundes v. 20. 3. 1867 °%) beruft, wo der Bundestommillar 
v. Savigny erklärte, daß man bei dem Worte floloni- 
fation nit nur an die Erridtung von Flottenftationen, 
jondern auch an den Erwerb von Kolonien gedacht hätte. 
Diejelbe Anficht vertreten Hänel,?) v. Stengel’) 
Hefje* und Bakhaus.’) 

Dagegen erklären fich vor allem Zorn,’ v. Hoff 
mann,?’) $lorad®® und Bornhaf.?®) 

Die Anficht der erjtgenannten Schriftfteller, daß die 
Zuftändigfeit für die foloniale Gefeßgebungsbefugnis von 
Bundesrat und Neichstag auf Art. 4 Ziff. 1 ND. zu 
jftügen fei, ift irrig. Denn Art. 4 NND. will nit die 


, Meyer, Staatsrechtl. Stellung der deutfchen Schußgebiete &. 52 

4) Sten®Ber. 1867 Bd. 1 ©. 271. 

»=) Hänel, Staatsredht Bd. 1 ©. 838 ff., bei. ©.839 Anm. 6. 

>») vd. Stengel, NRecdtsverhältnifie ©. 33 und in AnndR. 
1357 ©. 862. 

») Hefje in Kolßtg. 1905 22, Zahrg. ©. 520, 

>) Badhaus, VBerordnungsredt ©. 6/7. 

Born, Staatsreht Bd. 1 ©. 570. 

”")v. Hofijmann in Kolßtg. 1905 22. Sabre. Nr. 46 u. 47 
S. 485 u, 493. 

»») Sloradf, Schußgebiete ©. 27. 


»), Bornhafim ArbofR. Bd.2 ©. 11. 


Anmwendungsgebiete von Gefeg und Verordnung, jonder 
die Befugnifje des Reiches von Denen der Einzeljtaate 
abgrenzen. Der Art. 4 RB. mu aljo überall dort ver 
lagen, wo der Neichsgewalt feine einzeljtaatliche Gemalt 
gegenüberfteht. Demnadh) hat der Art. 4 RB. in Be 
ziehung auf die Deutfchen Schußgebiete feine Bedeutung 
ganz abgejehen von dem Ummftande, dab nad) herrjchender 
Lehre die Neichsverfaflung in den Deutjchen Stolonie: 


feine Geltuna bat.t% Diefe bier ausgeführte Ansicht ver 
‘ x ) 


treten auh Zorn!) v. Hoffmann,®) Safjen,*” 
Naband +), Giefje*t) und v. Bödmann.' 


Andere Schriftiteller, jo 3.8 GSafjen’‘) un 


S 


v. Hoffmann?) behaupten, das Kolonialgefeggebungs 


recht von Bundesrat und Neichstag berube auf Gewohn 
heitsrecht. Auch Diefer Anfiht famır nicht beigetreten 
werden. Wenn e8 auch rihtig ilt, daß man jeßt, wı 


die Neichsgefeßgebung in Beziehung auf Die Ddeutjche 


Schußgebiete des Dnfteren tatıg aemworden 1, Das & 
0) Die Schubgebiete gehören nicht zum eichsgebiete, Daher hat 


die ReichSverfajlung in ihnen feine territoriale Geltung. 


1) Born, Staatsreht S.570 und in Kolgtg. 1905 Ar. 10 5,9 
12) 9. Hoffmann in Kolpol. 1905 ©. 362 
15) Safien ©. 30 u. 10. 


4) Raband 4. Aufl. 8.2 ©. 281 und 5. Aufl. ©. 290 
Sirie ©. 424. 
1%, v. Bödhmann, Die Geltung der Neichsverfallung 
deutichen Kolonten. 


Salien ©. 34-36. 


1 


vb. Doffmann in Kolpol. 1905 ©. 365—370 


— % 


forderniS Der „longaeva consuetudo* beiahen fann, jo 


hat es jedenfalls zur Zeit des erjten Kolonialgejeges — 


ılio im jahre 1886 an Diefem Erfordernis gefehlt.'”) 
Damit muß aber fchlechterdingS die Xehre, daß die Kolonial: 
gejeggebungsbefugnis der Neichsgefekgebungsfaktoren auf 
Semwohnbeitsrecht berube, fallen. 

Man wird vielmehr das SKolonialgefeggebungsrecht 
yon Bundesrat und Weichstag folgendermaßen zu be- 
arunden haben: 

Das Net und die Fäühiglett des Deutjchen Reiches 
um Grmwerbe und zum Beliße der deutihen Schub: 
zebiete beruht auf jeiner Eigenjchaft als jouveräner 
Staat.’') Dann folgt jhon aus allgemeinen Grund» 


m 


igen, daß Das Deutiche Reich in feinen Kolonien fchalten 


md malten fann, und jeine Kompetenz zur gejeß- 


Y 


lihen Ordnung der Rechtsverhältniffe jeiner Kolonien 
edarf ebenjowenig einer bejonderen Begründung wie 
die Befugnis zur Negelung feiner Anjtalten. Daß aber 
für die gefeglihe Negelung zunädft einmal die gewöhn- 
ihen Neihsgejeßgebungsfaktoren, alfo Bundesrat und 
Reichstag, zuftändig find, ergibt fih dann wieder aus 
gemeinen jtaatsrehtliden Grundjägen,; denn wenn 
das Gejeßgebungsrecht des Neihes aus jeiner Spuveränis- 


jo ergibt ji) aus der Reichsverfajlung dem= 


rolat, 
Son aub Zaband 5. Aufl ©. 291. 
Ebenio Zaband 5. Aufl. ©. 291 besw. 4 ul. ©. 282 und 


ie 


zufolge unmittelbar die Zujtändigfeit der allgemeinen 
Sefeßgebungsfaltoren. 

PBraftiihen Wert Hat ja die Streitfrage über Die 
Begründung der Zuftändigfeit der NeichSgejeßgebungs 
faftoren für die Kolonialgefeggebung heute nicht mehr 
da Fih tatfählih jedenfalls die gejeßgebenden Fat 


(5) 
I 


toren des Deutjchen Neiches für zuftändig erklärt haben, 
und die Regelung der Kolonialrechtsverhältnijje mwurzelt 
in dem Fundamentalfat des Schußgebietsgejeßes, Dem 
oben ©. 26 angeführten S 1: 

Die Schußgemwalt in den deutichen Schußgebieten 


u 


itbt der Railer im Ntamen des Neihs aus 


9. 
Der Begriff Schuggewalt, 


Der Begriff Schußgewalt ift heute, wie unjtreitig 
feititeht, gleichbedeutend mit Staatsgewalt. 

Für Die erite Beriode der Ddeutichen Kolontfation 
war der Begriff Schußgemwalt ftreitig. Bielfach wurde 
die Schußgewalt des Neiches für eine Art Proteftorat 
gerwalt oder Oberhoheit gehalten.) Dies wurde damit 
begründet, daß das Deutfche Reich jomohl bei den Inter 


werfungsverträgen, die e8 mit dem verjchtedenen Haupt 


’ 


lingen geichloffen hatte, al3 auch bei den Schußbriefen, 
die es den Rolonialgefellfchaften ausjtellte, die Ausübung 
o. 


des arökten Teil® der SHoheitsrehte den Häuptlingen 
h > ) I + “4 


> PR: : Wa SCH MP Ham 1007 ae“ SEN NL: 5 2 
So 3.8. Roel in ANnDdR.1887 5. 1yımd Bann ©. 33 —43. 


bezw. den Solonialgefellfchaften überlaffen und ihnen 
nur den Schuß des Neiches zugefichert habe. 

Die Erwerbungen der deutfchen Kolonien wurden 
namlich entweder Durch Unterwerfungsverträge, die mit 
den betreffenden Häuptlingen gejichloffen wurden, oder 
durch Schußbriefe, die Den in dem betreffenden Gebieten 
bereits bejtehenden Ktolonialgefellfchaften verliehen wurden, 
eingeleitet. Diejfe Bolitif des Deutfchen Reiches ift von 
der damaligen Regierung wohl vorwiegend aus Zwed 
mäßigfeitsgründen eingefchlagen worden. 

Die Unterwerfungsverträge find nämlich mit den 
Häuptlingen deswegen abgeichlofien worden, weil man 
erıwog, dah man mit Zivangsmaßregeln weniger erreichen 
würde, als wenn man den Häuptlingen ihre einheimifchen 
Sitten weiter zu üben geftattete. Durch diefe „Nefervat- 


rechte der eingeborenen Kapitäne ift die Ausübung der 


NY 


‚m übrigen haben die Iinter verfungsverträge ’?) eine 
größere Rolle überhaupt nur in Südmwejtafrifa gefpielt, 
während in Kamerun und Togo den betreffenden Häupt- 
Imgen nur die Wahrung der einheimifhen Gebräuche 
und der Fortbezug ihrer Einnahmen zugefichert wurde. 
Aber au in Südweitafrifa find fie nah den Nieder- 
werfen des im Jahre 1904 dort ausgebrochenen Auf: 
jtandes vollfonmen hinfällig geworden. 

>) vgl. Hejje, Schugverträge, in Kolpol, 1905 ©. 25. 


") dgl. hierüber Nollau und Romberg. 


ınohrn nn 
or. 
2, ihren Handel zu fürdern, 


4 y f in ME EN 4 J 
mit SBeutihland auftet zu 


Dieie Rolonialaefellichaften, die überhaupt nur in 
It Si Jußgebiete entitanden haben aber Die Ber 
valtung ın den Kolonien nicht lange ausgeübt Henn 
er Deutjcheoitafrifanifchen Sejellichaft, welcher der Schuß 


riet v. 27. 2. 1885 5%) verliehen war, wurde bereit3 Durd) 


3anzeiger d. 3. 3 


90 
Je) 


Bertrag v. 20. 11. 1890 5°) mit Wirkung v. 1.1. 1891 ihre 
frentlichrechtliche Stellung genommen. Ferner bat das 
Deutiche Neich die Hoheitsrechte, die e8 der Neu-Guinea- 
rompagnie in den Schußbriefen v. 17. 5. 188559 und 
15. 12. 1886 °°) übertragen Hatte, dur) den Vertrag v. 
7. 10. 1898°%, und die Allerhöchfte Verordnung v. 27.3. 
1899) mit Wirkung v. 1.4. 1899 wieder jelbjt itber- 
nommen. Der dritten, im Gebiete der Marfchallinfeln 
entjtandenen Solonialgefellfhaft wurde überhaupt erxft 
yar nicht Die Ausübung irgendwelcher Hoheitstechte über- 
tragen, jondern ihr im Pertrage v. 21.1. 1888%) nur 
eine beratende Anteilnahme bei Berwaltungsmaßnahmen 
zuerkannt, wogegen fie die Berwaltungskoften zu beftreiten 
yatte. Aud der nhalt diefes Vertrages ift bejeitigt, 
nd zwar durd) die faiferliche Verordnung v.18.1.1906.%%) 

Diefe durd) die Unterwerfungsverträge und Sdhuß- 
tiefe gezogenen Schranfen der dem Deutfchen Reiche 
ıber jeine Kolonien zuftehenden Staatsgemwalt find die 


) Niebow Bd. 1 


>) Hiebom ®b. 1 


>. 3825. Ar. 139 und KolBt. 1890 ©. 301. 
S. 434 Nr. 165 und ReichSanzeiger v. 21.5. 
1835 Nr. 117. i 

”), Niebomw Bd. I 


386 Ver. 296. 


(g2 


. 436 Nr. 166 und Neichsanzeiger v. 16.12, 


, j. im Entwurf eines Gefeßes betr. die Seititellung des Haus 


Itsetats für die Schußgebiete auf das Rechnungsjahr 1899 ©. 69. 
Roll. 1899 ©. 297. 
82) Niebomw Bd. 1 5, 603 
“) Riebow Bd. 10 ©. 24, Neichsangeiger v. 14. 2, 1906 und 
Koll. 1906 ©. 117. 


Bauerfelb 


Beranlaffung gewefen, dak für die Bezeihnnung dDieier 
Neichsgewalt der Ausdrud „Schuggewalt“ geprägt wurde. 
Schutgewalt bedeutet alfo die Summe Der dem 
Deutichen Reiche in den betreffenden Kolonien jemeils 
ufitehenden Hobeitsrechte.*) 
Nahdem nunmehr die Unterwerfungsverträge und 
Schußbriefe heute praftifh ihre Bedeutung verloren haben 
und die Ausübung der Hoheitsrechte von dem Deutjchen 
Reiche in vollem Umfange wahrgenommen wird, ift jeßt 


jedenfalls der Begriff Schußgewalt, der fich alfo hiftorifch 


erklärt.) imhaltlih vollfommen gleichbedeutend mut 
Staatsgewalt.% Inhaber der Souveränität in ven 


m 
$ 


deutihen Schußgebieten ift das Neid. Träger Ddiejer 
Souveränität ift die Gefamtheit der verbündeten he 
gierungen. Da der Kaifer die Schußgewalt „im Vamen 
des Meiches“ ausübt, ift er Delegatar des Reiches beziv. 


Reprälentant der Gefamtheit der verbündeten Regierungen. 


Diefelbe Anficht vertreten Zorn, Meyer‘) und 
v. Bofer‘” Mnders Bornhal der den Sailer 


vgl. Sten®er. 1885/86 Bd.5 Anlage S. 99. 
Er ist alfo gleichzeitig Hiftoriiche Reminifzenz und charafteri» 


stiiche Bezeichnung für die fonfolidierte Staatsgewalt. 


Ehenio Laband DB.2 © 275 md Berjitmeyer, Einige 


praftiiche Fragen ©. 6. 
Zorn, Staatsredt Bd.1 ©.573. 
Meyer, Staatsrechtl. Stellung ©. 121 ff 


5.15; aus den 


jelbft alS den Träger der NReichsfouveränität in den 
deutihen Schußgebieten anfieht. 


1) 
x 


Kraft diefer Delegation fteht dem Aaifer al8 Aus 
fluß der Staatsgewalt, die er unbeichränft, ohne an dic 
Mitwirkung von Bundesrat, Reichstag oder eines anderen 
Neihsorganes gebunden zu fein, ausübt, grundjäglic 
das Net zu, ne ri mit materieller Gejeßes- 
fraft zu erlaffeı 

Daneben hat der Kaifer für die Schußgebiete aud) 
diejenigen Berordnungsbefugniffe, die ihm auf Grund 
der Neichsverfaffung und von Neichsgefegen gewährt 
find, wie 5. B. auf Grund des Blankettgefeges des $ 145 
StGB.) auf Grund deffen 3.8. die Verordnung über 
das Verhalten der Schiffer nad einem Zufammenftoß 
von Schiffen auf See v. 15. 8. 1876”) nebft der Er 
gänzungsverordnung v. 29. 7. 1889”) erlaflen find. Dies 
entjpricht feiner Stellung als Vertreter des Reiches auf 
Grund der Neichsverfaffung und der anderen Reichs 


Namen des Reiches“ dürfte aber jhon zur Genüge folgen, daß der 
KRatjer die Schußgewalt für den Souverän, nicht al8 Souverän ausübt, 

$ 145 StOB.: „Wer die vom Kaifer zur Verhütung des Zus 
nieaonin der Schiffe auf See, über das Verhalten der Schiffer 
nad) einem Zujammenftoße von Schiffen auf See, oder in betreif der 


Note und Yotjenfignafe für Schiffe auf See und auf den Küftengewällern 


erlafjenen Verordnungen übertritt, wird mit Gelditrafe bis zu 1500ME 
bejtraft“. 
2), NSB. 1876 ©. 189. 
S 


) RGBI. 1889 


dl. 


Dyr) 
616) 


gejege. Derjelben Anficht find Badhaus,*) Klorad, 
Münftermann,* vo. Bofer’) und v. Stengel.” 
Dagegen wendet jih Safjen,’”) der als einzigite Quelle 
für alle Nechte des Kaifers in den deutfchen Schuß- 
gebieten die ihm Delegierte Schußgewalt anfieht. Diefer 
Meinung Safjens fann nicht beigetreten werden. Denn 
die Rechte, die der Kaifer auf Grund der NReichsverfaffung 
und anderer Neichsgefege ausübt, ftanden ihm jchon zu, 
bevor ihm die Schußgewalt delegiert worden war. 8 
war aljo unnötig, ihm dDiefe Nechte, die er ja bereits 
ausübte, noch einmal zu übertragen.) Merkiviirdiger 
weile gewährt Sajjen*') aber dem Aaifer ein Per- 
ordnungstecht aus $ 145 


(2) 


t5B,. 


Während alfo das Recht des Kaifers zum Erlaß der 
vorhin ©.35 erwähnten Verordnungen, die auf Grund 
der Ermädtigung dur die Neichsverfaffung und durd) 
andere Neichsgejege erlaffen werden, fich als Ausfluß der 
NReihsgewalt mit allen begrifflih dazu gehörigen Be= 


hränfungen darftellt, ift das Net des Kaifers zum 


Erlaß von Verordnungen auf Grund des Echußgebiets- 


), Balhaus ©, 10. 

> Slorad ©. 26 u. 34. 

) Münftermann ©. 48/49 

9: Bofer S, 58. 

) d. Stengel, Nedtsverhältniife S. 46 
m Sajfen ©. 24. 

 Münftermann ©. 48/49. 


Saılen ©. 189. 


gejeges der Ausflug der Schuggewalt, die, wie aus 8 1 
SHGG®. hervorgeht, die Vermutung für jih Hat, un: 
beichränft zu fein.°?) 


$4. 


Der Grund für die Delegation der Schuggewalt an den Raijer. 


Der Grund zu der Ausnahmebeftimmung, bei der 
Nedtfegung für Herrfhaftsobjefte des Deutfchen Neiches 
den üblichen Weg der Gefeßgebung zu verlaffen und das 
Net, in jo weiten Maße Necdtsverordnungen zu er- 
lajjen, jamt den übrigen Staatshoheitsrechten in betreff 
der Schußgebiete dem Kaifer zu übertragen, ift in folonial 
politifhen Erwägungen zu fuchen. Zur gedeihlichen Ent- 
widlung der Kolonien ift es unbedingt erforderlih, daß 
die Möglichkeit befteht, bei Regelung ihrer Nechtsverhält- 
niffe grundjäßlich den chwerfälligen Gefeggebungsapparat 
des Neiches beijeite zu lafjen. Die entfernte Lage der 
Schußgebiete bedingt fowiefo fon eine Verzögerung der 
Mabnahmen, die natürlich nod) weit vergrößert würde, 
wenn Die Regelung ihrer rechtlichen Angelegenheiten den 


>) Aus der Delegatarjtellung des Kaijers folgt, daß ein einfaches 
Reichögefeß die Grenzen der faiferlihen Machtbefugniffe erweitern (wie 
3. dB. $6 SHÖG. von 1900 I Ziffern entHält gegenüber den 5 Biffern im 
s3 SH6G®. von 1883) oder verringern wie 5. B. der jeßige NAbf.2 des 


gu 


SHES) jowie dem Kaifer die Ausübung der Schußgewalt über- 


II 


haupt nehmen fanıı. Ebenfo Münftermann ©. 43; Stahl ©. 12; 
DBakhaus S8; Heffe in Kolpol. 1905 ©. 218 u. 521; Gierfe 


©. 420; dagegen v. Hoffmann in Kolpol. 1905 ©. 492 
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gefeßgebenden Faktoren grundjäglich übertragen fein jollte. 
Außerdem madt der Umftand, daß die örtlichen Ber- 
Hältniffe innerhalb der Schußgebiete jo mannigfaltig und 
jo wenigen erft genauer befannt find, die Bearbeitung 
ihrer Angelegenheiten für eine Ktolonialbehörde weniger 
jeeignet. 

Aus Diefen Gründen erihien es wünfchenswert, Die 
Negelung der folonialen Nechtsverhältniffe einem einzigften 
Reihsorgane zu überlajjen. Und warum e$ gerade der 
taifer war, dem Dieje Befugnijfe übertragen wurden, 
ergibt fi aus der hiftorifhen Entmwidlung der deutichen 
Rolontalgeihiehte. Bet der Begründung unferer Kolonial- 
macht war nämlid) der deutjche Kaijer dasjenige Nteichs- 
organ, Das Die erforderlichen Ermwerbsafte vollzog, indem 
er Die Unterwerfungsverträge abihloß und die Schupß- 
briefe verlieh. Er war es ferner auch gemwefen, der am 
19. 5. 1884 einen NReihsfommiffar mit allgemeinen Nte- 
gierungsbefugnijjen in die Kolonien gefandt hatte.) So 
hielt man e$ aus praftiihen Gründen und „insbejondere 
im SHinblid auf Die wechlelnden Bedürfniffe der Ver 
waltung in den nody unentmwidelten überfeeilchen Ge- 
bieten" **) für zwedmäßig, daß die Ausübung der Schuß: 
gewalt dem Kaijer übertragen wurde. 

Aber natürlih mußten bei Übertragung jo meit- 
gehender Befugnijje an den Kaijer Garantien gefchaffen 
werden. Das ijt erreicht: 

Münftermann ©. 36. 


“Mr . = 2 en € . e - > “ —— DK 
Der. b. Zegislaturperiode 2, Seilton 1885/86 BD. 3 ©.2328 


einmal durch die formellen Erfordernifie für die 
faijerlihen Berordnungen und fodann durch die 
Beihränfungen des garundjäglih unbefchränften 


Berordnungsrechtes auf den midtigiten Gebieten. 


2. Kapitel. 


Formale Erfordernifje der faiferlichen Verordnungen. 


81. 
Die Gegenzeichnung des Reichsfanzlers. 


Das hauptjählidhfte Formale Erfordernis der faifer 
lihen Nechtsverordnungen ijt die Gegenzeichnung Des 
Neihsfanzlers. Die Notwendigkeit diefer Gegenzeichnung 
{it ın der Literatur mohl allgemein anerkannt, aber 


verichteden begründet. 


Der Art. 17 RB.) ift nicht ohme weiteres für das 
Srfordernis ins Feld zu führen, denn die Neichsverfaffung 
hat ja ohne ausdrüdliche Einführung in den deutfchen 


Schußgebieten feine Geltung. 


>) Art. 17 RB: „Dem Kaifer jteht die Ausfertigung und Ber- 
tindigung Der Neichögejeße und die Überwachung der Ausführung der 

' N) 
telben zu. Die Anordnungen und Verfügungen des Katjers werden im 
kamen des Reichs erlaien und bedürfen zu ihrer Gültigfeit der Gegen- 


seichnung des Neichsfanzlers, welcher dadurch die Berantwortlichkeit 


ernimmt”. 


10 


Einige, 3. ®. v. Hoffmann und Saffen,”) 
führen die Gegenzeichnung des Neichsfanzler® auf Ge- 
wohnheitsrecht zurüd. Daß dem nicht beigetreten werden 
ann, ergibt fi) aus den oben ©. 29 dargelegten Aus 
führungen; denn aud) bier fann für die erfte Period: 
der deutjchen tolonialgefchichte die „longaeva consuetudo* 
nicht bejaht werden. Richtiger muß man von der Anfic: 
gorns®) ausgehen, der die Gegenzeichnung des Reichs 
fanzlers für einen „integrierenden Beitandteil des ver 
fafjungsmäßigen Kaifertums“ erflärt.) Dana) fanı 
man jo folgern: 

Macht das Schußgebietsgeje den Kaifer zum Dele 
gatar des Reiches in bezug auf die Ausübung der Schuß 
gewalt, jo it Ddiefer Begriff des Kaifers aus der Ver 
faflung übernommen, und einen notwendigen Beftand 
teil Diejes Begriffes bildet eben Die Gegenzeichnung des 
Neichsfanzlers bei Erlaß feiner Gefege und VBerordnungen.?") 
Wenn alfo Art. 17 RB. aud nit in den Schußgebieten 
gilt, jo gilt fein Jnhalt doc) fachlich für alle Betätigungen 
der faiferlihen Regierungsgewalt, gleihgültig ob diefelben 


durch Die Reichsverfafjung oder Duck Spezialgefeße be 


5), v. Hoffmann, Kolonialredt ©. 34 und in folpol. 1905 


Salien ©. 51—53. 
Zorn, Staatöredt Bd. 1 ©. 574 
9) Dagegen wendet fih Gieje ©. 436 
”, Ebenjo Badbaus 


>> : 
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gründet find.) Aus diefem Grunde wurde auch bei 
Deratung des Gefegentwurfs der Antrag auf Aufnahme 
der Gegenzeichnung abgelehnt.??) 

Durch) diefe Gegenzeihnung des Reichskanzlers wird 
eine wichtige Garantie gefchaffen, eine bedeutendere als 
etwa eine Beiordnung de3 Bundesrates bei Ausübung 
der Schußgewalt, wie man «8 vorübergehend geplant 
hatte.) Denn den Bundesrat hätte man nicht zur 
Verantwortung ziehen fönnen, der Neichsfanzler aber 
nimmt dutch feine Gegenzeichnung die volle Berantwortung 
auf fi. 

Wie fteht eS aber bei Verhinderung des Neichs- 
fanzlers mit feiner Stellvertretung? Diefe Frage gehört, 
wie au Bach”) betont, zu den mwichtigjten des 
Kolonialredts. 

Seitdem durch Allerhöchiten Erlaß v. 17. 5. 1907 ®) 
die tolonialabteilung als felbftändige Reihsbehörde unter 
dem Namen „Neichskolonialamt” von dem Ausmwärtigen 
Amt abgezweigt ift, ift felbftverftändlich der Staats- 
jefretär des Neichstolonialamtes gemäß $ 2 Sat 2 des 
Neichögejeßes betr. die Stellvertretung des Neichsfanzlers v. 


') Sehr Ihön fagt Gerjtmeyer (Schußgebietsgejeß S.18): „Die 
Neichsverfajlung gilt nicht ‚in‘ den Schußgebteten, aber ‚für‘ die 
Schubgebiete*. 


StenVer. 6. Legislaturperiode 2, Seffion Bd. 5 ©. 987. 


— 


") StenBer. 72. Sigung v. 23. 7. 1836 Bd. 3 ©. 1607. 


Bach ©. 203 —207. 


RGBL. 1907 ©. 239. 


= 
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17.3.1878 9°) der natürliche Stellvertreter des NeichStanzlers 
in bezug auf die Angelegenheiten der deutihen Schup- 
gebiete und als folher zur Gegenzeichnung befugt. 

Fir Die Zeit vor der Errichtung des Reichskolontal- 
amtes vertritt Zaband”) die Anficht, daß der Staats- 
jefretär des Auswärtigen Amtes zur Stellvertretung be 
fugt war. Er führt aus, daß, da die Angelegenheiten 
der Schußgebiete zum NWeffort des Auswärtigen Amtes 
gehören, der Staatsjefretär diejes Reihsamtes auch hin- 
lichtlih der Verwaltung der Schußgebtete zur verant- 
wortlihen Stellvertretung Des NReichsfanzlers bejtellt 
en fonnte. Dem it entgegenzubalten, daß Dem 
Staatsjefretär des Ausivärtigen Amtes unter der Ober 
leitung des Neichskanzlers nur Diejenigen Ilngelegenbeiten 
der Deutfchen Schußgebiete unterjtanden, die ihre Be 
siehungen zu auswärtigen Staaten und Die allgemeine 
Bolitik betrafen. 

Bezüglih der Gegenzeihnung von Verordnungen 
war Die Bertretung des Neichstanzlers vor Errichtung 


des Neichsfolonialamtes daher nicht mögli, joweit nicht 


S + 


Sab 2 des Reichsaejeßes betr. Die Stellvertretung des Neichö- 
$ J 


fanzlers v.17.3.1878: „Nuch können für diejenigen einzelnen Amtszweige, 

welche ji in dereigenen und unmittelbaren Berwaltung des Neichs befinden, 
h N a . 2 Marz N r 3 InyH tn .f FR: 

? VBoritände der dem Neichslanzler untergeordneten oberjten Reich3- 


hehr 
Lil 


a “... Gum Ztolfnosr stm Noasislfa %r nor Iımfann a #0 

rden mit der Stellvertretung desijelen im ganzen Ilinfang oder in 
[ Foifon 11 ge. Loir HHafrotin saurttrant ı 

einzelnen Zeilen ihres Belhualtsfrenes beauffragt wer 


) Raband 4. Aufl. Bd. 2 ©. 284 


(in der 5. Aufl. it ©. 296 


etwanah) $2Saß1 des NReichsgejees betr. die Stellvertretung 
des NeichSfanzlers v.17.3.1878°°) ein allgemeiner Stell: 
vertreter ernannt war. nn der Bekanntmachung betr. 
die Zuftändigfeit der KRolonialabteilung des Auswärtigen 
Amtes’) war ferner ausdrüdlich betont, daß die Rolonial- 
abteilung in allen Kolonialangelegenheiten unmittelbar, 
alfo unter Ausichaltung des Staatsfefretärs des Aus- 
wärtigen Amtes, der Berantwortlichkeit des Neichskanzlers 
unterfteht. Denfelben Hinweis enthält die Befannt- 
mahung betr. die Zuftändigfeit des Neichstanzlers in 
den Angelegenheiten der Schußgebiete,!") fomwie die Aller- 
böchite Verordnung v.12.12. 1894.19) Nach alledem faın 
es feinem Zweifel unterliegen, daß vor der Errihtung 
des Neichsfolonialamtes eine Stellvertretung des Reichs: 
fanzlers bezüglich der Gegenzeihnung von Verordnungen 
tatfählid) nit möglic) war. 


Eine Ausnahme machte nur Kiautfehou, das ducd 
Vertrag v.6.3./27.4.1898 10°) „pachtmweife und vorläufig auf 


99 Fahre“ von China erworben und durch Erlak des 


$ 2 Saß 1 des Neichsgeietes betr. die Stellvertretung des Neichs- 
tanzlers v. 17.3.1878: „Es fann ein Stellvertreteraligemein fürdengefamten 
Umfang der Gejhäfte umd Obliegenheiten des Reichstanzler3 ernannt 
werden”. 


Riebow B.1 65.3 und KolBl. 1890 S. 119, 


ar. 


‚ Riebow Bd. 3 ©. 2ff. und KolBl. 1898 ©. 689. 
0), Koldl. 1894 ©. 647. 
”) Niebow-Bimmermann B.4 ©. 163jf. forte Reihs- 


anzeiger v. 29. 4. 1898 und Born-Safien ©. 10. 


Hd 


Kaijers v. 27. 4. 189819) zum Schußgebiet erklärt wurde. 
Für Die Angelegenheiten der Kolonie Kiautjchou ift 
nämlid auf Grund der Allerhöchiten Order v. 27.1. 
1898 1%) aus militärifhen Gründen das Reihsmarineamt 
zuftändig, jo daß bezüglich der Gegenzeichnungen von 
Berordnungen für diefe Kolonie eine Stellvertretung des 
Neichsfanzlers bereits vor Erridhtung des Nteichsfolonial 
amtes möglid) war. Someit es fich alfo um die Gegen- 
zeihnung von Verordnungen handelt, die für Kiautjchou 
bejtimmt find, war und ijt bei Verhinderung des Reichs 
fanzlers der Staatsjefretär des Neichsmarineamtes zur 
Stellvertretung befugt. 


5 
S 


_. 


Die Verkündigung. 


Das zweite formale Erfordernis für die Faiferlien 
Rechtsverordnungen ijt die Verkündigung. 

Daß eine jolde Verkündigung überhaupt zu erfolgen 
bat, ijt aus dem allgemeinen Grundfage zu entnehmen, 
daß Verordnungen, die ji) mit Gejeßesfraft an die Unter 
tanen richten und in deren Freiheit und Eigentum ein- 
greifen, in der Weife verfüindet werden müljen, daß ihre 
Kenntnisnahme jedem möglich ift. 

Wo aber diefe VBerfündigung zu erfolgen bat, ob 
fie im NeichSgefeßblatt erfolgen muß, oder ob dem Raifer 


103) NED. 1898 ©. 171; Riebomw BD. 4 ©. 165. 


10 


) Niebow-Bimmermann ®.4 ©. 160. 


= 3 — 


die Befugnis zujteht, die Form der Beröffentlihung zu 
deitimmen, darüber herricht Streit. 

Art. 2 Sa 2 NV.) fann man wieder für die 
eritere Anfiht nicht anführen. Denn der Art. 2 NV. 
gilt mangels befonderer Einführung in den deutfchen 
Schußgebieten nicht. Ferner ift darin nur an Reichs: 
gejege in formellem Sinne gedadt. 

sm Schußgebietsgefeg und im Sonfulargerichts- 
barfeitsgefeß finden wir über Die Berfündigung aud) 
feine Bejtimmung. 

Ebenfowenig findet die Verordnung v. 26.7.1867 !0%) 
Anwendung. Denn erftens ift fie nur eine „Bräfidial- 
verordnung“,'”) fo daß fie alfo jederzeit vom Kaifer 
wieder abgeändert werden fan, zweitens handelt fie nur 
von Verordnungen und Verfügungen des Bundes- 
präfidiums, fo daß fie für die Ausübung der Schupß- 
gewalt feine Geltung haben farn.!0s) 

Mangels befonderer Beftimmung wird man nun- 
mehr dem Kaijer das Necht zufprechen müffen, die Bubli- 
fationsform für feine Nechtsperordnungen bezüglich der 


) Art. 2 Sa 2 RV.: „Die Reichsgefege erhalten ihre verbind- 
liche Kraft durch ihre Verkündigung von Reichs wegen, welche vermittels 
eines Reichsgejegblattes gefchieht“. 

eo BEB. 1867 ©. 24. 

*), Gierfe in Kofpol. 1907 ©. 423. 

») Der Anficht, daß die Verordnung v. 26. 7. 1867 auch für Die 


deutjchen Schußgebiete Geltung habe, it vor allem Kosl in AnnDN. 


16 


deutihen Schußgebiete jelbjt bejtinnmen zu fönnen,!”®) 
jei e8, daß er fich des Neichsgejeßblattes, oder jei es, daß 
es jih eines anderen Bublifationsorganes, wie 3.8. des 
KRolonialblattes, bedienen will. 


bp} 


3. Kapitel, 


Der Umfang des faiferlichen Verordnungsrechts. 


81. 
Allgemeines. 

Was den Umfang des Ffaiferlihen Berordnungs 
rechts anbetrifft, jo Haben wir jhon oben ©. 35 u. 36 
gejehen, daß es grundjäßlich unbejchränft ift, alle Rechts- 
gebiete erfaßt und an eine Mitwirkung von Bundesrat 
und Reichstag nicht gebunden: ijt. 

Um feinen Umfang genauer fennen zu lernen, müjjen 
wir die Grenzen betrachten, die ihm als Redhtsgarantien 
auf den wichtigsten Gebieten durch gejeßliche Beftimmungen 
gezogen find. 

Bunächft enthält das Schußgebietsgejeg in feiner 
jeßigen Faflung jelbjt mehrfahe Beichräntungen. 


09) Ebenjo die Herrihende Lehre. 
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Beichränfungen des faiferlichen Berordnungsrechts 
durch das Schuggebietsgejeg. 


l. Auf dem Gebiete des Staatsredts, 


Auf dem Gebiete des Staatsrehts erfcheint das 
faiferlihe WVerordnungsreht am ungebundeniten. Die 
Nechtsperordnungen des Kaifers haben hier am meisten 
den Charakter von gefegvertretenden Berordnungen. 
Hier find nur wenige gefeßliche Beftimmungen vorhanden, 
welde die Nechtsverordnungsgewalt des Kaifers ein 
Ichränfen: 

1. liber den Erwerb und die Abtretung eines Schuß 
gebietes trifft der oben S.16 Anm. 11 zitierte Abi. 2 des 
s1 SH6®. Anordnungen. Nah ihm bedarf es nämlid) 
zum Erwerb umd zur Abtretung eines SchußgebietS oder 
von Teilen eines folhen, abgejehen von Grenzberichti 
gungen, eines Neichsgejeßes. Diefe Beftimmung ift, wie 
oben ©. 16 Anm. 11 bereits ausgeführt, exit Durch Die 
Novelle v. 16. 7. 1912 gefchaffen. WBorher war man 
nämlid) mangels bejonderer Beftimmung allgemein der 
Anfiht, dab der Kaifer theoretifch die Befugnis habe, 
lowophl Schußgebietserwerbungen als aud abtretungen 
allein vorzunehmen, ja fogar die Schußgebiete ohne Mit 
wirkung eines anderen Neihsorganes vollfommen auf 


zugeben. Dieje Anficht vertraten vor allem Meyer te) 


m) Meyer, Schußgebiete S. 209/10. 


IS 


Florad,') v. Stengel,!’) Münftermann!?) und 
Badhaus.t Go hat denn auch tatjächlich der deutiche 
KRaifer durch Vertrag v. 1. 7. 1890’) die Kolonie Witu 
an England abgetreten. Dieje Anjicht der eben genannten 
Schriftiteller hat bereits Bendir!'* angegriffen. 

Gelegentlich der Maroffoaffäre im Jahre 1911 wurde 
in den NReichstagsverhandlungen entjchieden verlangt, daß 
Die Erwerbung und Berdußerung von Schußgebieten mur 
unter Mitwirkung des Neichstages vorgenommen werden 
Dirfe. 17) Dies führte dann jchließlich zu der Wtovelle 
». 16. 7. 1912 

2. Nad) SI Abj. 1 SHGG. hat die Naturalijation 
von Ausländern, die ji in den Schußgebieten nieder- 
fafjen, jowie von CEingeborenen nit durch den aifer 
zu erfolgen, jondern durch den Neichsfanzler, Der feiner 
jeitS Diejfe Befugnis einem anderen faiferlichen Beamten 
übertragen fann. 
3.89 Mbi. 2 u. 3 SHGG. regelt weiterhin Die 
VBorausfegungen der folonialen Neihsangehörigteit, 
indem er Das Gefeß iiber Die Erwerbung und den Verluft 


\ Florad ©. 32. 
12) dv. Stengel in AınDdR. 18837 ©. 866. 

113) Münjtermann ©. 34. 

11) Badhaus ©. 21. 

5, RolBl. 1890 ©. 1207. und Zorn-Saiijen ©. 1ff. 
9%) Bendir ©.31. 

112) StenBer. de3 Reichstages Bd. 282 Nr. 1138, 1142 u. 1143, 


B. 283 ©. 51B, 290D u. 298D. 
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Der Bundes: ud Staatsangehörigfeit v. 1. 6. 1870 115) 
für entjprehend anwendbar erklärt,1?) gewährt ferner 
den folonialen Neichsangehörigen die Gleihberehtigung 
mit den Yngehörigen der deutjchen Ginzelftaaten be- 
züglich der Borzüige des gemeinfamen ndigenats, jomweit 
Art. 3 RD. Darüber felbjt Beitimmungen enthält, und 
laßt als Folge der Hierfür ausgefprochenen Snlands- 
qualität Ausihluß der Doppelbefteuerung ziwijchen dem 
Deutfhen Neihe ıumd den Schubgebieten fowie Nicht: 
verluft der Staatsangehörigfeit durch zehnjährigen Aufent- 
halt in den Kolonien eintreten. 

Da aber die Beitimmungen über den Snhalt der 
Neichsangehörigfeit im Neiche nicht im Staatsangehörig: 
feitSgejege v. 1. 6. 1870, fondern in befonderen Reichs- 
gejegen, Die jedoch mangels Einführung in den Kolonien 
nicht gelten, getroffen find, jo ergibt fich hieraus: 

Die Borausfegungen der NWeichsangehörigkeit 
ind gejeßlich geregelt, zur Anderung bedarf e8 alfo eines 
Aftes der Legislative ebenfo wie zur Anderung der Vor: 
Ihriften iiber das gemeinfame Jndigenat und Befeitigung 


der Doppelbejteuerung. Dagegen der Anhalt des 


) NED. 1870 ©. 355 — 360. 
'») Nunmehr fonmt übrigens das Reichs- und Staatsangehörig 


teitögejeß v. 22. 7. 1913 (RGBL. 1913 ©. 583—593) in Betracht gemäß 
ejfen $ 37: „Soweit in Neichsgejegen oder in Landesgefeben auf Vor- 
ihriften des Gejeges über die Erwerbung ımd den Verluft der Bundes 
nd Staatsangehörigkeit v. 1.6. 1870 verwiefen tft, treten an deren 
<ielle Die entiprechendeu Borjchriften diefes Gejekes” 

cl ! 
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folonialen Reihsangehörigkeitsverhaltntjjes bleibt Der Ge 
jtaltung durch Faiferliche Verordnung vorbehalten. 

. s 10 SHG®. gibt dem Slaifer ein fpezielles Dei 
pronungstedht, monad) er Eingeborene Der Deutichen 
Schußgebiete in bezug auf das Recht zur Führung dei 
Neichsflagge (Gele betr. das Flaggenreht der Kauf 
fabrteifchiffe v. 22. 6. 1899 120%), den KNeichSangehörigen 
gleichitellen fann.'*) Diefe Beltimmung ift im Schuß 
gebietsgejeß Deswegen getroffen, weil nad) S 2 des Flaggen: 
rechtsgejeßes nur den Neichsangehörigen das Necht zu 
Führung der Neihsflagge zujteht und den Eingeborenen, 
wenn ihnen das Recht zur Flaggenführung erteilt werden 
jollte, immer exit Die Neihsangebürigfeit hätte verliehen 
werden miüjlen. 

Macht der Sailer von Ddiefem Berordnungsredt: 
Gebrauch, jo treten, da das Necht zur Führung Der 
Neichsflagge den Damit ausgejtatteten Gingeborenen 
ihiffen auch Die fich daraus ergebenden Pflichten auf 
erlegt, fiir die betreffenden Schiffe alle diejenigen Gefege !*? 


zujanmen mit dem FFlaggenrechtsgefege in Kraft, Die fit: 


, NGBHL 1899 ©. 319 
=!) vgl. die Verordnungen dv. 28.7. 1891 für Oftafrifa (Niebow 


B.1 ©.431) und v. 19.9. 1893 Für die Marichalliniein (Riebom 


3.2 ©. 38), 
Und natürlich auch Verordnungen, 3.8. die auf Grund dx 


ER 99 
SS 2 


22 bezw. 26a des Trlaggenrechtsgejeßes ergangenen Failerlihen Wer 
rdnungen dv. 21. 8. 1900 (RGBL. 1900 S. 807) und 1. 3, 1900 (RGBI 


1300 ©. 71 und Riebomw Bb.5 ©. 205) 
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Kauffahrteifchiffe Rechte und Pflichten an die Führung 
der Reichsflagge Fnüpfen. Deren Anhalt entzieht fi) 
natürlich einer Änderung durd) das faiferliche Verordnungs- 
recht, Das aud) nicht eines diefer Gefete für die betreffenden 
Schiffe außer Wirkfamkfeit fegen fann. Wielmehr bedarf 
e3 hierzu eines Aftes der Legislative, wie dies 3.98. im 
Ubj. 2 des $ 10 gefchehen ift. Abi. 2 des S 10 beitimmt 
nämlid): 


„Die Führung der Neichsflagge infolge der Ver 


leihung diejes Rechtes hat nicht die Wirkung, dah 


Sinne des SI Nbf. 1 Mr. 1 und S3 Abi. 1 des 
eeunfallverficherungsgefeßes v. 30. 6. 1900 (REGBL. 


716) gilt“, 


Wie bereits oben S. 16 Arm. 11 erwähnt, gilt feit 
dem Sfnkrafttreten der NeichSverficherungsordnung der 
Ab). 2 des $ 10 CHE. in diefer Faflung nicht mehr. 
Denn Art.5 EG. zur Neichsperficherungsordnung Schreibt 
u.a. vor, daß au die Stelle der Vorichriiten des See- 
unfallverficherungsgejeßes v. 30.6. 1900 die entiprechenden 
Borichriften der Neichsperfiherungsordnung treten. Die 
dem Snhalte des S 10 Abi. 2 SHGG. entiprechende Stelle 


it der S 163 Sat 2 ABO, mwelder lautet: 


„Dadurd, daß Eingeborene der Schutzgebiete die 
Neichsflagge führen (8 10 SHEG., NEB. ©, 812), 
wird das Schiff nicht zu einem deutichen Seefahr: 


zeug im Sinne Diefes Gefeßes". 


5. 814 Sh&®. entzieht der faijerlihen Verordnungs 
gewalt daS Gebiet der Folonialen Rirchenorganifation, 
indem er Neligions- und JAultusfreiheit gemährleijtet 
Eine Yinderung Diejfes Prinzips bedürfte aljo eines Aftes 
der Legislative”) Doch Diefe legte Bejchränfung Des 
faiferliden WerordnungsrehtS auf dem Gebiete Des 
Staatsrecht3 bezieht ih nur auf die religiöfen Angelegen 
heiten der im Deutichen Neiche anerfannten Religions 
gemeinfchaften. ES bedarf alfo einer Feititellung, was 
unter dem Begriff der „anerkannten Neligionsgemein- 
Ihaften" zu verjtehen tjt. 

Wie Safjen!**) näher ausführt,’*) find im Deutjchen 
Reiche drei Gruppen von Vereinigungen von Angehörigen 
derjelben Religion zu unterfcheiden. 

Zur erften Gruppe gehören in Preußen 3.9. Die 
Freoingianer, die Methodijten und die Heilsarmee. Dies 
find nur loje Vereinigungen, jedoch feine organijierten 
Semeinichaften. 

Zur zweiten Gruppe gehören in Preußen 3.9. Die 

2») Nicht jede Faktiiche Beichränfung der Kultusfreiheit ijt aber eine 
„Anderung des Brinzips”. So fan 3.8. der Haifer aus Sicherheits 


poltzeilihen Gründen Miffionare aus den Schußgebieten ausweijen (vgl. 


m 


Zaband 1WM1 ©. 296 bezw. 1911 ©. 317; Münftermann ©. 86 
v. Stengel, Nedisverhältniffie ©.131 und in Kolpol. 1909 ©. 867 
und vd. Bödmann ©. 243/44) 

124) Saffen ©. 75/76. 

125) A Ergebnis ebenjo Gerjtmepyer, Schußgebietsgefeh ©. 44 


und vd. Bökmann ©. 242, 


Altlutheraner, die Herrnduter und die Juden, die Ieß- 
teren au in Bayern und Sahfen. Die Vereinigungen 
diefev Gruppe find rehtsfähig, find aljo Neligions- 
gemeinjdhaften. 

Zur Dritten Gruppe gehören die al8 „Kirche“ im 
Sinne des deutjchen Staatsrehts anerkannten Religions 
verbände, alfo in Preußen, Bayern, Württemberg, Baden 
und Hefjen die römijch-Fatholifche Kirche ıımd die evange- 
tiche Yandesfirche. 

Die zur zweiten und Dritten Gruppe gehörenden 
Religionsgemeinjchaften find unzweifelhaft „anerkannte 
Neligionsgemeinschaften“. Zweifel bejteht nur, ob aud 
die zur erften Gruppe gehörenden Vereinigungen zu den 
„anerkannten Religionsgemeinfchaften" zu rechnen find. 

Man wird aber wohl furz fagen fünnen, daß die 
Bejtimmungen des $ 14 SHG®. fi nur auf die An= 
gehörigen der chrijtlihen und jüdischen Religionsgemein- 
haften, Dagegen nicht auf die der heidnifchen bezieheıt. 


Il. Aufdem Gebiete des PBrivat-, Straf- und 
Brozeßredte2. 

Grundfäglicd) anders als auf dem Gebiete des Staats- 
rechts ift Die Stellung der faiferlichen NRechtsverordnungs- 
gewalt auf dem Gebiete des Privat-, Straf und Prozeß- 
rechtes. 

Diefe Materien find grumdfäglicd) reichsgefeglich ges 
vegelt und jomit dent Berordnungsrechte entzogen. 

Die Regelung ift in eigentümlicher Weife derart ge- 


u A 


Ichehen, daß für diefe Gebiete die Borjchriften des Konfular- 
gerichtsbarfeitsgejeßes v. 7.4. 1900 '?°) „rezipiert“!?) find. 
Diefe Rezeption ift veranlaßt worden dur die Yhnlich- 
feit der Verhältnijfe in den Konjulargerihtsbezirken und 
den Deutichen Schußgebieten. Dennoch bejteht ein aus 
geprägter Unterfchied zwifchen der Konjulargerichtsbarfeit 
und der Gerichtsbarkeit in den deutichen Kolonien. ene 
jttüßt fi nämlich Streng auf den Grundfaß des Berjonalitäts- 
prinzipes denn jie unterwirft der Nechtiprehung des 
KRonfuls nur jeine Landsleute und die Schußgenofjen —, 
diefe Dagegen beruht auf dem ee 
umfaßt alfo alle innerhalb jedes Schußgebietes fi) auf 
haltenden NRechtsiubjefte. Dieles Territorialitätsprinzip 
erfennen wir 3.8. im S 4 SHGG,., Der eine negative Ab- 
grenzung des Berfonenfreijes darjtellt, indem er die Ein 
geborenen von Der im Schubßgebietsgejeg geregelten Ge: 
rihtsbarkeit ausnimmt und einer faiferlichen Verordnung 
vorbehält a inmieweit die Eingeborenen und 
etwaige wiederum Durch Faiferlihe Verordnung zu 
bejtimmende!?®) — andere Teile der Bevölferung der 
Gerichtsbarkeit und dem in den Schußgebieten eingeführten 
deutjchen und preußifchen bürgerliden Rechte unterliegen 
ollen. 
NEGBL. 1900 ©. 213, 
127) Köbner, Koloniafrecht, in Holgendorij-Kohlers Enzyfl. Bd. 2 


1101. 


) Eine jolhe Gleichitellung finden wir in S 2 dev Verordnung 


{fl 


v.9.11.1900 (Zimmermann 8.5 ©. 158 Nr. 147 und Koll. 1900 


ra 


(N 
L 


er 


)) 


Die fatjerlihen Nechtsverordnungen haben bier auf 
dem Gebiete des Privat», Straf: und Prozeßrechtes den 
Charakter von rehtsabändernden und redhtsergänzenden 
Berordnungen auf Grund befonderer im Schußgebiets- 
gejeg und Konfulargerichtsbarkeitsgefeß enthaltenen Er- 
mächtigungen. Wir haben es demmad) bier mit zei 
tejervaten der Ffaiferlihen VBerordnungsgewalt zu tım. 
2 CH6®. bejtimmt, daß auf die Gerichtsverfaffung 


N 
N 


Ye VBorjchriften Der SS 5, 7—15, 17 u. 18 des Gefeßes 
über Die Konfulargerichtsbarfeit v. 7. 4. 1900 mit der 
Mabgabe Armwendiumg finden, daß an die Stelle des 
KonjulsS der von den Neichsfanzler dazu ermädhtigte 
Beamte und an die Stelle des Konfulargerichtes das 
Sericht des Schußgebietes tritt. 

s3 SH&®. rezipiert neben nod) 46 anderen Bara= 
graphen des Konjulargerichtsbarfeitsgejeges Hauptfächlich 
s 19 RounfGG&. mit den darin enthaltenen Neichs- und 
preußifchen Gefeßen. 

Da jedod) die eigenartigen Berhältniffe in den Schuß 
gebieten aber Doch einige Abweihungen unbedingt er- 
jorderten, jo jind bejonders im S 6 SHGG®. in 9 Ziffern 
aterien genannt, die dem faiferlichen VBerordnungsrechte 
unterjtellt jind. Hier im S6 SHGG. finden wir die 
riten Anjäge zu einem woirklic, jelbftändigen Kolonial- 
recht. ES find hier au) im Laufe der Zeit eine ganze 
Reihe von WBerordnungen ergangen, die in der Ver: 
ordnung dv. 9.11. 190012°) zufammengefaßt find. 


*) Bimmermann Bd.5 ©.159 Nr. 147 und KolBl. 1900 ©. 859. 
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Die nah $6 SHGG. dem faiferlichen Berordnungs- 
rechte unterjtellten Mtaterien find folgende: 

1. Ziff. 1 enthält Die Befugnis des Kaifers, Durd) 
Ntechtsverordnungen das Strafgejegbud zu ergänzen. Der 
Kaifer fan nämlidh im Wege der Rechtsverordnung be- 
züglid) folder Materien, welde nicht Gegenjtand Des 


Strafgejegbuches für das Deutihe Reich find,'?") Ge 
fängnis bis zu einem Yahr, Haft, Geldjtrafe und Ein 
ztehung einzelner Gegenjtände androhen. 

2. Die Ziff. 2—7 u. 9 geben dem flaifer das Recht, 
ändernde prozekrechtlihe Beitimmungen zu erlajien. So 
fan 3.8. der faifer nad) Ziff. 2a die Mitwirkung einer 
Staatsanwaltihaft in Straffahhen vorjchreiben,'’') nad 
Buff. 5 an Stelle der Enthauptung eine andere, nicht jhärfere 
Art der Bollftrefung der Todesjtrafe androhen !?? und 
nah Biff. 6 die nad) dem Konfulargerichtsbarfeitsgefek 
v. 7. 4. 1900 begründete Zuftändigfeit des Neichsgeridhts 
einem SKonfulargeriht oder einem Gerihte in einem 
Schutgebiete übertragen.'”’) 


10) yal. 82 EB. 5. SEP. 

351) yal. $5 der ©.55 erwähnten Berordnung vd. 9. 11. 1900, 
wonach bei einem Berbrechen oder Bergehen die Staatsanwaltichaft bei 
der Hauptverhandlung in erjter Anjtanz, bei der Einlegung von Nechts 
mitteln und bei dem Berfahren in zweiter Inftanz mitwirft. 

132) pol. 89 der Verordnung vd. 9. 11. 1900, welcher lautet: „Die 
Todesftrafe ift durch Enthaupten, Erjchießen oder Erhängen zu voll 
itreden. Der Gouverneur (Vandeshauptmann) beitimmt, welche der drei 
Bolljtrekungsarten im einzelnen Falle jtattzufinden hat“. 


135) pgl. 8 8 der Verordnung d. 9. 11. 1900, wonacd) an Stelle des 
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3. Nad) Ziff. 8 fanın der Saifer für die gerichtliche 
und notarielle Beurkundung von Nechtsgejchäften mit Aus- 
jhluß der Verfügungen von Todes wegen ein einfacheres 
Verfahren vorfchreiben forwie die Zuftändigfeit der Notare 
einfchränfen.t®*) 

57 Sh6®. regelt die Eheichliefung und die Be: 
urfundung des Perfonenjtandes, indem er grundfäßlic 
das Meichögejeh betr. die Ehejchliefung und die Be- 
urfundung des Perjonenftandes von Reichsangehörigen 
im Auslande v. 4. 5. 18701”) für entjprechend anmwend- 
bar erklärt. Einer Eaiferlichen Verordnung ift e8 jedoch) 
vorbehalten, feitzufegen, inwieweit die Eingeborenen und 
gegebenenfalls andere wiederum durch faiferliche PVer- 
ordnung zu bejtimmende Teile der Bevölkerung dem 
genannten Gejege im Sinne des 37 SHG®. unterliegen 
jollen. 


Schließlich enthält $s 16 CHGG. noch ein Nefervat 


Reichsgertihts für die Kolonie Kiautjchou das Fatjerliche Konjulargertcht 
zu Shanghat, für die übrigen Schußgebiete die „Eaiferlichen Obergerichte“ 
treten. Seit dem 1.1. 1908 übt jedoch das Kaiierliche Koniulargeric)t 
zu Shanghai diefe Tätigkeit nicht mehr aus, da duch kailerlihe Ver 
ordnung d. 28.9. 1907 (RGBL. 1907 ©. 735) $ 8 der Verordnung vd. 
9.11.1900 dahin geändert ift, dag auch Kiautfhon ein eigenes Gericht 
erhält, dem die nach dem Konfnlargerichtsbarkfeitsgejeg v. 7. 4. 1900 be- 
gründete Zufländigkeit des Neichsgerichts für Kiautfchou übertragen wird. 

=) vgl. SI der Verordnung vd. 9. 11. 1900, wonach die Zu- 
jtändigfeit der Notare auf die Beurkundung von Nechtsgeichäften unter 
Lebenden bejchräntt ijt. 

) BGBL. 1870 ©. 599. 
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für das fatjerliche VBerordnungsrecht, inden er dem Sailer 
vorbehält, den Zeitpunft zu bejtimmen, in dem Die 
ss 2—7 SH6®. auch für Diejenigen Schußgebiete in 
Kraft treten, in Denen das Konfulargerichtsbarfeitsgefeß 
v. 10.7.1879 7%) und das eben erwähnte Neichsgefek 
v. 4.5. 1870 noch nicht gelten.!?”) 

Hier mag auch die Beitimmung des Art.3 des Ge- 
leges betr. Underungen des Gejetes über Die Nechtsver: 
bältnijje der Ddeutjchen Schußgebiete v. 25. 7. 1900 139) 
Erwähnung finden, wonach der Kaijer im Iege der Ver- 
ordnung den Tag Des inkrafttretens des neuen Schuß: 
gebietsgejeges zu bejtimmen hatte. Demzufolge it im 
s$1 der Verordnung v. 9. 11. 1900 beitimmt, dab das 
neue Schußgebietsgejeß in der Fallung v. 10. 9. 1900 
mit dem 1.1.1901 in Sraft treten jollte. 

Haben wir im vorhergehenden die NRejervate fennen 
gelernt, die das Schußgebietsgejet jelbjtändig und Direkt 
für Die faijerlihe Verordnungsgewalt auf dem Gebiete 
des PBrivat-, Straf: und Prozefrechtes geichaffen hat, To 
müjlen wir noc die Nelervate betrachten, Die das Schuß 
gebietsgejeg nur indireft dem Saifer gewährt, indem es 
int Den betreffenden Bunkten das Konfulargerichtsbarfeit3- 
geleß für anwendbar erklärt: 

Wie Ihon oben ©. 55 erwähnt, rezipiert das Schuß: 
gebietsgefeg im S 3 die Ddeutjchspreußiichen Gejeke Des 

ı NEBL. 1879 ©. 197, 


137) pol. $ 14 Abi. 2 der Verordnung dv. 9. 11. 1900 


15% 


\NRSGBL. 100 ©. 809, 
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$ 19 Konj6®. Soweit nun Ddieje Gejege landesherrliche 
Berordnungen vorjehen, tritt an ihre Stelle nach $ 23 
KonGG. das Faiferliche Verordnungsredt. 

Bejonders weitgehend ift das faiferliche Verordnungs- 
recht nad S 20 Kon. Diefer Varagraph berüdfichtigt 
die noch unentwidelten überjeeifhen Berhältniffe und 
hließt daher die deutjch-preußifchen Gefeße infomweit aus, 
als Dieje Gefege Einrichtungen und Berhältniffe voraus: 
fegen, an denen es für den Konfulargerichtsbezirf und 
damit auch für die Schußgebiete fehlt. Die betreffenden 
Hejege, die hiernah) außer Anwendung bleiben follen, 
tan mun eine faiferlihe Verordnung, foweit fie das 
bürgerliche Recht, das Verfahren und die often in Dürger- 
lichen Nectsftreitigkeiten, in Konkursiadhen und in An- 
gelegenheiten der freimilligen Gerichtsbarkeit betreffen, 
näher bezeichnen, auch andere VBorfchriften an ihre Stelle 
jegen. Hier greift alfo die Faiferliche Rechtsverordnungs- 
gewalt wieder rechtsergänzend und rechtsperändernd ein. 

s 21 KonjG®. feßt feit, dak die Rechtsverhältnifie 
an den Grundftüden und allen Berechtigungen, für die 
ih auf Grundftücde beziehende Vorfchriften gelten, für 
die Konfulargerichtsbezirfe und damit aud) für die deut 
hen Schußgebiete nicht reichSgefeglich geregelt werden 
jollen, jondern daß bier jelbftändig rechtsgejtaltend das 
£aiferliche VBerordnungsrecht in die Lille tritt.1?9) 

") dgl. 53 der Berordnung dv. 9, 11. 1900 und die faiierliche 


Verordnung betr. die Nehte an Grundjtücen in den deutichen Shut 


gebieten ». 21. 11. 1902 (Riebow W.6 S. #ff.). 
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Ferner fann eine faiferliche Verordnung auf Grund 
des 8 22 KoniGG. beftimmen, inwieweit die Borjehriften 
der Gejee über den Schuß von Merken der Literatur 
und Kunst, von PBhotographien, von Erfindungen, von 
Muftern und Modellen, von Gebraudhsmuijtern und von 
MWarenbezeihnungen in den Konfulargerichtsbezirten bezw. 
in den Schußgebieten Anwendung finden oder außer An: 
wendung bleiben.''°) 

Meiter kann nad) $ 26 KonjG®. im Wege der fatjer 
lichen Verordnung angeordnet werden, inwieweit die Kon 
fulargerichtSbezirfe und damit auch die deutihen Schuß 
22 Runi®®. 
bezeichneten Gefee als deutjches Gebiet oder ynland oder 
als Ausland anzujehen jind. 


gebiete im Sinne der in den SS 19 u. 


Noh Hinfihtlid einiger einzelner privatrechtlicher 
Beitimmungen find der Faijerlihen NRecdtsverordnungs 
gewalt NRejervate gewährt. So bejtimmt: 

Ss 33 Kuıj6G., daß eine Faiferliche Berordiung 
ftatt der in den SS 246, 247, 288 BGB. und $ 302 
HGB. aufgeftellten Zinsjfäte einen höheren Bins- 
fat feitjegen fanı, 

8 37 KoıfGG., daß eine Faiferliche Verordnung 
die Grundfäße bezeichnen fann, nad) denen für Die 
innerhalb eines Konfulargerichtsbezirfes bezw. Schuß 
gebietes gelegenen Grundjtüde die Sicherheit einer 


140) pgl. $4 der Verordnung d. 9. 11. 1900, der das ganze Ur» 


heberrecht in den Schußgebieten einführt. 


61 - 


Dypothef, Grundjhuld oder Rentenfhuld im Sinne 
des S 1807 BGB. Feftzuftellen it, 
$ 39 Konıf6G. endlich, da eine faiferliche Ver: 
ordnung Die der Yandesgejeßgebung vorbehaltenen 
Beftimmungen über die Hinterlegung und die Hinter- 
tegungsitellen für die Konfulargerichtsbezirke bezw. 
Schußgebiete treffen fann. 
Das find die Refervate, die das Schußgebietsgejeg 
direft oder indirekt auf dem grundfäglich gefeßlich ge- 
regelten Gebiete des Privat, Strafz und Prozekrechtes 


der failerlihen VBerordnungsgewalt gejchaffen hat. 


3. 
Beichränfungen der faiferlichen VBerordnungsgemwalt 
durch das Schuggebietsetatsgejeg. 


Eine wichtige Beichränfung des Eaiferlihen Ver- 
ordnungstechtes enthält außer Dem Schußgebietsgefe das 
Schußgebietsetatsgejeß v. 30. 3. 1892,41) das duch die 
Vovelle v. 18.5. 1908 14?) abgeändert ift. 

Dem Kaifer fteht als Ausflug der von ihm in den 


Schußgebieten ausgeübten Staatsgewalt and) die Finanz- 


hoheit zu. Uber auf diefem Gebiete des Finanzrechtes 
it jeine Verordnungsgemwalt mwejentlich eingeengt durch 
das Shußgebietsetatsgefeß, das die etatsrehtlihen Grund: 


jäße des Meiches für die Kolonialverwaltung zur An- 


4 NOBL. 1892 


NSBL. 1908 ©, 


wendung bringt und die Feitiegung des Etats zu einem 
Akte der Legislative madıt. 

$ 1 bejtimmt, daß alle Einnahmen und Ausgaben 
der Schußgebiete für jedes Jahr veranjchlagt und auf 
den Etat der Schubgebiete gebracht werden müljen. Für 
jedes Schußgebiet wird ein befonderer Etat aufgeitellt, 
der vor Beginn des Etatsjahres Durch Gefetz feitgejtellt wird. 

Ebenfo erfolgt, den Vorjchriften des Art. 73 RB. ent 
iprechend, gemäß $4 des Schußgebietsetatsgejeßes die Auf 
nahme einer Anleihe fomwie die Übernahme einer Garantie 
zur Dedung außerordentlicher Bedürfniffe eines Shut 
gebietes ebenfalls im Wege der Neichsgejeggebung. 

Es ilt flar, dab Diefe Durch das Schußgebietsetats- 
geieß feftgejeßten Bejchränfungen der fatjerlichen Ber 
ordnungsgewalt über die Entziehung des Budgetredtes 
hinausgehen und daß bierdurd) den gejeggebenden Faktoren 
des Deutichen Neiches eine Rontrollierung der Stolontals 
verwaltung und eine indirefte Einwirlung auf Die 
Organifation der deutjchen Schußgebiete ermöglicht ift. 


1. Abjihnitt. 
Die VBerordnungsgewalt des Neichsfanglers. 


1. Rapitel. 

Allgemeines. 
Neben dem Raijer it vor allem der Neich$fangzler 
zum Erlaß von Recdhtsverordnungen befugt. Er nimmt 


105) 


tatjächlich die Stellung eines „stolonialminifters” 143) ein. 
Sp bejtimmt 3. B. die bereits oben ©. 43 erwähnte faifer 
lihe Verordnung betr. die Verwaltung der Schubgebiete 
v. 12.12. 1894, daß die damalige Kolonialabteilung des 
Auswärtigen Amtes die Kolonialangelegenheiten unter 
der unmittelbaren Verantwortung des Neichskanzlers 
wahrzunehmen habe. 

Seine Rechtsverordnungsgemalt fließt aus zmei 
Quellen: 

1. auS der Delegation feitens des Kaifers, 

2. aus unmittelbarer Ermädtigung dur das 
Schußgebietsgefeg und durch diefes aus der 
Ermädtigung duch das Konfulargerichts 
barfeitsgefeß. 


2.Rapitel. 
Verordnungsgewalt des Reichsfanzlers 
ivaft Delegation feitens des Raifers. 


= 
r) 


as Recht des Kaifers zur Delegation ift begründet 
in der ihm übertragenen Schußgemwalt. Diefe Delegation 
it alfo an jich**) ebenfo unbefchränft wie fein eigenes 
Verordnungsteht bezw. hat die gleichen Grenzen wie 
diejes. Eine foldhe allgemeine Ermädtigung durch den 


) vgl. vd. Stengel, Recdtsverhältnifie 5.65; Saffen ©. 56 


— >, 


und Gareis ©. 10. 


144 


‚ Die einzigfte Ausnahme ift im nächiten Stapitel $ 1 behandelt. 
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Raifer ift dem Neichskanzler z.B. dur) die Allerhöchite 
Verordnung v. 2.5.1894 19) erteilt worden, Die ihn be= 
fähigt, für Diejenigen innerhalb einer deutjchen nterefjen- 
iphäre in Afrika gelegenen, zu dem Schußgebiet bisher 
nicht gehörigen Gebietsteile, deren Unterjtellung unter die 
deutjche Verwaltung angezeigt erfcheint, die Hierzu erforder 
lihen Anordnungen in betreff der Organe der Berwal 


tung und*der Nechtspflege zu treffen. 


) 


3. Kapitel. 


Versrdnungsgewalt des Reichsfanzlers kraft Gejeges 


Sl. 
Auf Grund des Schuggebietsgefeges. 


Wichtiger al8 das Verordnungsreht des Neidjs- 
fanzlers frajt Delegation ift fein originäres Verordnung: 
recht auf Grund des Schußgebietsgejeßes. 


s 15 Mbi. 1 SHGG. ermädtigt den Neichsfanzler, 


die zur Ausführung des Schußgebietögejeßes erforderlichen 
YUnordnungen zu treffen. 

Diefe Beitimmung it nicht als überflüffig anzufehen. 
Ohne fie jtände zwar das Ausführungsrecht dem SKaijer 
zu als Ausflug feiner Schußgewalt, es könnte aber von 
ihn nicht dem Neichsfanzler delegiert werden, Da Die 
Ernennung eines Ausführungsorganes nad rt. 7 gift. 2 


RB., dejlen Inhalt fahlih aucd für die deutichen Schuß 


145) Hiebom Bd. 2 ©, 90 Wr. 82 


bD 


jebiete gilt aus denjelben Gründen, wie e8 oben ©. 39 
bis 41 bezüglich des Art. 17 MB. ausgeführt ift, nur durch) 
Neichsgefeg möglich ift. 

Durch diefe Ermädtigung zum Erlaß von Aus- 
führungsbeftimmungen ift dem Neichsfanzler nicht nur 
in Berwaltungsverordnungsrecht, fondern auch ein rechts 
ergänzendes Berordiumgsrecht gegeben. 

s 15 Ab. 2 SH6®. gewährt dem Neichsfanzler das 


echt, für Die Schußgebiete oder einige Teile derfelben 
polizeiliche oder jonftige die Verwaltung betreffende Vor- 
Ihriften zu erlafjen und gegen deren Nichtbefolgung Ge 
fängnis bis zu drei Monaten, Haft, Geldftrafe md Ein- 
jiehung einzelner Gegenjtände anzudrohen. 


Diejer Abj. 2 ift vielumftritten und hat in Berbindung 


> 


mit Ab). 3, wonach) der Reichstanzler die Ausübung diefer 
Befugniffe Beamten der Schußgebiete übertragen kann, 
Inlaß zu vielen Verordnungen der Gouverneure gegeben, 
die jedenfalls iiber den Rahmen der Berordnungsgewalt 
im Sinne des Abf. 2 des $ 15 SHGG. weit hinausgehen, 

SJunadit it im der Literatur allgemein Die Be 
yauptung aufgejtellt worden, daß der Abf. 2 des 815 
Shy6G. überhaupt als überflüffig anzufehen jei, da Die 
Jarin den Neichsfanzler gewährte Berprdnungsgemwalt 
hm ebenjo dur Faiferliche Verordnung hätte gewährt 


werden fünnen.!*®) 


) So 8. Fiicher, Berordnungsreht S. 365; Gierfe in 


stolpol. 1997 5.424 und Badhaus S.29 fowie auch Saffen S.%. 


515) 


Sefährlih ift ferner die Beitimmung des Abf. 2, de 


Dur Sie neben dem flailer ein anderer Nechtsjegungs 
faktor geichaffen wird. Diejer IImitand fann amerfellos 


su Rollifionen führen, da beide Raifer und Reichs 


fanzler ihr Recht auf Grund Desfelben Gejei 


? 5 > . , . N 4 ER MEER 
halten baben, allo m bezug auf ven ‚snhalt per bie 


genannten Befugnifje völlig jelbjtandig und gleichberedjtigt 


beneinander stehen. Dieje Kollifionsgefahr wird in 
der PBraris allerdings Dadurd bejeitigt werden können, 


daß eine faiferlihe Berordnung eine auf Grund des Ab}. 2 
ergangene Nerordnung Des Neichsfanzlers aufpebt. 
er Streit beziiglih Npf. 2 dreht jich hauptjächlid) 


um den Umfang des in ihm enthaltenen Yerordnungs 


echtes. lm dtelen feititellen zu fonnen, inujen dir ven 
Dearır „sBolizel ‚ abarenzeit,; Dem JE Hamypeit nial 
ce ort auT BT, (O1 Itcrll \ dal ) vd 
x HN I 2‘ \ “ N m 
‚solaerumaent 1MSDEIDNDE be ‚ugiid De Hearif] De 
ionitiaen Die Derival ) etrefrenden Bor) ırten 

cs { ’ ı , 

wıe ws ta N er Zt 

“yı 4 , 
It Boll al5 „die Zatiafeit ver Staa lt auf der 
(Hebiete Der mimeren tivaltung, Jorerit Drejelde mit einem 
2mana Rerfonen verbunden ilt“ Diele Defini 
ayzeit agent Uruichi INELIDILEI VELDILIIDEI 1 2 ‘ 2 48 
tion Q ıL Det = ubhri BIe DAHLT, lie DI 
folonialen Werprdnungen uber Bsirtipafts] (I varlı 
wirtichaft, 2srebazucht, »sorjimelen, sagd, St Wwert SHU 

hierube ef | 2 ( X BT 
- ; 5 : } 
WBIeri soil er i 
11 6 1 N u 
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wejen ujm. als Bolizeiverordnungen zu bezeichnen 
Sierfe fommt ferner, da er alle diefe Gebiete Ihon zur 
„Bolizei” rechnet, dazu, unter den „Tonftigen die Ver- 
waltung betreffenden Vorschriften“ Borichriften der Finanz- 
verwaltung zu verjtehen, da die übrigen Zweige der PVer- 
waltung Jon anderweitig geregelt fein und nur noch 
die Finanzverwaltung übrig bleibe. Sit dies auch viel- 
leiht im Sinne des Gefetgebers gemwejen und in der 
Praris auch jo gehandhabt worden, fo kann man es aus 
dem Wortlaut Des S 15 unmöglich entnehmen, und die 
daraufhin ergangenen Verordnungen find nicht auf Grund 
des S 15 gültig, fondern etwa auf Grund von Ermädti 
gungen durd) Faiferliche Verordnung, 

Zu einem dem Wortlaut des Paragraphen gerechter 
werdenden Ergebnis fommen wir, wenn wir mit Saffen 
unter ’Bolizei verjtehen „eine Tätigkeit der inneren Ver- 
iwaltung, die ftetS mit Hmangsgemwalt ausgeftattet ift, und 
diefe Zwangsbefugnis nicht auf Grumd Ipezieller Ge: 
jegesbeftimmungen, fondern aus ihrem allgemeinen Ymwed 
der Erhaltung der öffentlichen Sich erheit und Ordnung 
hat“. Da biernac) die Bolizei nur einen Teil der inneren 
Verwaltung nicht wie bei Gierfe tatfächlich die ganze 
ımere Serwaltung — ausmacht, fommen mir zu dem 
Ergebnis, unter „Sonftige die Verwaltung betreffende 
Borichriften“ vor allem jonjtige die innere Verwaltung 
betreffende Borfehriften zu verftehen, alfo 3. 8. Scdhul- 


wejen, Land» und BSorftiirtichaft, Jagd, Kifcherei ulm, 


15 


) Safjen S. 102. 


_ HB — 


Daß unter „Jonjtige die Verwaltung betreffende Bor: 
schriften“ aber auch finanzpolitiiche Borfchriften fallen 
follten, zeigt die Entitehung der Bejtimmuug Des S 15 
SH&SG. 

Wir müffen bier auf $3 Ziff. 2 des eriten Schuß 
gebietsgefeßes v. 16.4. 1886 zurüdgehen; dort ift nämlich 
bereit8 von „polizeilihen VBorfchriften“ Die Nede. Bei 
den NReichstagsverhandlungen hatte man den Begriff dei 
polizeilihen Vorfchriften jehr weit gefaßt, man verjtand 
Darunter nit nur Anordnungen auf dem Gebiete Der 
inneren Verwaltung, jondern jogar folde auf anderen 
Berwaltungsgebieten; insbejondere jollten darunter auc 
Strafandrohungen gegen Zoll- und Steuerdefraudationen 
fallen.) Gegen diefe weite Auslegung des Begriffes 
„Bolizei” wendete fi vor allem v. Stengel,'’) indem 
er auf den Sinn des Wortes Bolizet Hinwies, in dem es 
in der preußifchen Gefeggebung gebraucht wıurde.'??) 

Yuf Grund diefer in der Literatur aufgetaucdten 
Bedenken wurde in den folgenden Neichstagsverhand 


151) StenBer. 1886 Bd.5 Anlage S. 992 und 1837/58 BD 


Anlage ©. 654 


5% 9, Stengelin AnnDR. 1887 S.90S FF. jowie in Berw 
19) 


waltung 
rebt S.13 und in Kolpol. 1909 ©. 269; val. aud Nofin ©. TI 
1. 121 
153) pol. ALR. 11,17 510: „Die nötigen Anftalten zur Erhaltung 


der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung, und zur Abwendung dei 
dem Bublico, oder einzelnen Mitgliedern desjelben bevorftehenden Ge 


fahr zu treffen, tft das Amt der Bolizei“. 


— BO 


inmgen angeregt, das Wort „polizeilich” entweder zu ver- 
meiden oder durch einen anderen Ausdrud zu ergänzen!) 
So wurde vorgejchlagen, zu dem Worte „polizeiliche* Die 
Worte „und die Verwaltung betreffende” hinzuzufügen. 
Bei der zweiten Lefung wurde dann vor den Morten 
„Die Verwaltung betreffende“ das Wort „Tonftige” noch 


eingejchoben. 


Auf Ddiefe Weife ift der jeßige S15 SHGG. ent- 
Itanden. Aus diejer Entitehungsgefchichte ift jedenfalls 
zu entnehmen, daß die Worte „oder lonjtige die Ber- 
waltung betreffende Vorfchriften“ verhüten follten, das; 
das Wort „polizeilih” zu eng, etwa wie im Sinne des 
oben ©.68 Anm. 153 zitierten $S 10 II, 17 ARHR. auf 


gefaßt wird. 


Aus den Wortlaut des $ 15 Abi. 2 SHEG. Nicht: 
befolgung ... Strafen) folgt ferner, daß die auf Grund 
diejer Bejtimmung ergebenden Polizeiverordnungen nicht 
Verwaltungsverordnungen, wie Fifcher!) behauptet, 
jondern NRechtsverordnungen find, da fie jih ja unter 
Androhung von Strafen gebietend oder verbietend an 
die Untertanen wenden.!>®) 


>) vgl. StenBer. 1837/83 Bd. 4 Anlage S. 654. 


z 


7 


) Sicher, Verordnungsreht S. 370, 
‚se, Ebenjo Gerjtmeyer, Schußgebietsgejeg ©. 48. 


N») 
No. 


Auf Grund des Roniulargerichtsbarfeitsgefeges. 


‚rerner gibt das Schußgebietsgejet dem Neichsfanzler 
nod mittelbar ein felbjtändiges Verordnungsreht durd) 
die im S3 SHGG®. enthaltene weitgehende Rezeption des 
Stonfulargerichtsbarfeitsgejeßes. 

Nah) dem rezipierten S 23 Abf.3 KonjG®. treten, 
jomweit in den jehon oft erwähnten im $ 19 KonjG®. auf: 
genommenen Neih$- und preußiichen Gefegen auf Anz 
prdnungen oder Berfügungen einer Zandeszentralbehörde 
oder einer höheren WBermwaltungsbehörde verwiejen mwird, 
an Deren Stelle in den Klonfulargerichtsbezirfen, und Damit 
auch in den deutihen Schußgebieten, Anordnungen oder 
Verfügungen des Neichsfanzlers oder der von Diejem 
dazu ermädtigten Behörde. 

29 Koni®®. beitimmt, daß das Einrüden einer öffent 
lihen Befanntmadung in den Deutfchen NeichSanzeiger 
nicht erforderlich ift, fofern Daneben eine andere Art der 
Beröffentlihung vorgejchrieben tft, und gibt Dem NReichs- 
fanzler die Befugnis, Ausnahmen anzuordnen und Die 
Art der Veröffentlihung zu bejtimmen. 

Schließlich fann der Neichsfanzier nad) S 35 Koni®®. 
anordnen, wer in den Konfulargerichtsbezirfen, allo au) 
in den Deutjchen Schußgebieten, an die Stelle der Ge 
meinde des Fundortes in den Fallen Der SS 976, 977 BOB. 
und an die Stelle der öffentlichen Armenfafle einer Ge 


meinde im Falle des S 2072 BGB. tritt. 


=) 


25, 


Der Stellvertreter des Reichsfanzlerg bei defien Verhinderung. 


Wie bereits oben ©. 41—44 bezüglid) der Stell- 
vertretung bei der Gegenzeihnung ausgeführt ift, wird 
Der Neichsfauzler tm Behinderungsfalle 

a) für die Schußgebiete in Afrifa und in der Süd 

lee durch Den Staatsfefretär des Reichsfolonial- 
amtes, 

b) für Stiautjcheon duch) den Staatsjefretär des 

Reichöntarineamtes 
vertreten. Diejelben Grundjäße gelten auch binfihtlich 


der Wahrnehmung des Verordnungsredtes,. 


84; 


Die Verkündigung der Versrdnungen des Reichsfanzlers. 


as die Berfündigung der Verordnungen des Reichs- 
fanzlers anbelangt, jo gelten für fie Ddiefelben Grund- 
Jüße, Die oben ©. 44-46 für die Faiferlichen Verordnungen 
tufgeitellt find. 

Ein bejtimmtes Blatt für die Veröffentlichung ift 
aud, bezüglidy der Verordnungen des Neichsfanzlers nicht 
vorgejchrieben. Er fan fich alfo ebenfo wie der Kaifer 


ach jeiner Wahl des Neichsgefeßblattes oder Eolonialer 


Hläatter bedienen. 


IV. Ubihnitt. 
Die VBersrdnungsgewalt von Schuggebiets- 
beamten und fommunalen Verwaltungs: 
prganijationen, 


l. Kapitel. 


Die PVerordnungsgewalt der Schußgebietsbeamten, 


81. 
Umfang. 


Während der Kater vriginäres, der Reichsfanzler 
originäres und Derivatives Verordnungsredht hat, haben 
die andern Beaniten der Schutzgebiete nurinjofern Rechts 
verordnungsgewalt, als jie ihnen vom Katfer oder Reichs 
tanzler freiwillig delegiert it. 

Der Kaifer ift als oberfjtes Organ der Schußgemalt 
ohne weiteres zur Delegation befugt und bat davon oft 
in der Weile Gebraud; gemacht, daß er den Reichskanzler 
oder Die Goupverneure, Die natürli Daneben in erjteı 
Linie in Betradht fommen, mit Genehmigung des Reichs- 
fanzlers die einjchlägigen Anordnungen treffen ließ, oft 
auch nur ihnen die nähere Regelung jeiner Berord 
nungen überließ. Synsbejondere auf pen (Hebieten Des 
Soll-e und Steuerwejens,!?”) der allgemeinen inneren Ver 

157) nf diefem Gebiete erging für die weitafrifaniichen Gouverneure 
die Faijerliche Verordnung vd. 19.7. 1886 (RiebomBb.1 ©. 177 Nr. 31 


und für die Kommiljare der Marichall-, Brown- und Brovidenze-Anjeln 


-o 
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waltung und vor allem der Eingeborenenpolitif '5%) ift 
das Verordnungsrecht in mweitgehender Weife vom Kaifer 
delegiert worden. 


Dem Reihstanzler gewährt $ 15 Abj.3 SHGG. die 
Befugnis, das ihn in diefem Paragraphen gegebene Ber 
ordnungstedt, alfo das Recht zum Erlah von Aus- 
führungsbeftimmungen, polizeilichen und jonjtigen die 
Verwaltung betreffenden Verordnungen, in vollem Um- 
fange den mit einem faiferlihen Schußbriefe für das 
betreffende Schußgebiet verjehenen Kolonialgejellichaften 
jowie den Beamten der Schußgebiete zu übertragen. 


Da es in den Schubgebieten feine Kolonialgejell- 
haften mit öffentlichrechtlihen Kunktionen mehr gibt, 
mie bereit oben ©. 32—34 ausgeführt, fommt eine Dele 
gation des Verordnungsrehtes an Kolonialgefellfchaften 
heute nicht mehr in Frage. 


Dagegen hat der Reichsfanzler von feiner Delegations- 
befugniS an Schußgebietsbeamte umfangreichen Gebraud) 
gemadt. Bor allem ift bier die Verfügung des Reichs: 


die Faijerlihe Berordnung vd. 15. 10. 1886 (Riebomw Bd. 1 ©. 563 
Nr. 214). Beide Verordnungen find duch 8 36 der Zaiferlichen Ver- 
ordnung dv. 14.7. 1905 (Riebomw Bd.9 S.169 Nr. 92) jeit dem 1. 10 
1905 aufgehoben. 

) Auf Grund der zu Anm. 157 erwähnten Eaiferlichen Berord- 
nungen erging 3. B. die Verordnung des Gouverneurs von Kamerun vom 
6. 6./7. 10. 1887 Riebom Bd. 1 ©. 253 Nr. 69), die die Anwerbung 


und Ausfuhr von Eingeborenen des dortigen Schußgebietes betrifft. 


ii 


fanzlers v. 27.9.1903 19) zu nennen, Die in SD Die 
Souverneure und den Yandeshauptmann des Schußgebiets 
der Marichallinfeln, den Vizegouverneur von Ponape und 


die Bezirfsamtmänner zu Kap und Saipan (Saluit) er 


x r 


mächtigt, für den Bereich der ihnen unterjtellten Gebiete 
polizeiliche und fonftige die Verwaltung betreffende Bor 
iohriften zu erlaffen und gegen deren Jtichtbefolgung Ge 
fängnis bis zu 3 Monaten, Haft, Geldjtrafe und Ein 
jiehung einzelner Gegenjtände anzudrohen. Diejelbe 
Befugnis ergibt jich für den Gouverneur von Kiautjchou 
aus SI Ab]. 2 der Verfügung des NReichsfanzlers vom 
27. 4. 1898.1°9) 

serner haben wir jchon oben ©. 70 erwähnt, daß 
dem Neichsfanzler auf Grund des rezipierten $ 25 Koni®®. 
das Necht zusteht, Diejenigen Behörden zu bezeichnen, Die 
an jeiner Stelle jolcde Anordnungen oder Berfügungen 
treffen können, welcdhe die Unordnungen oder Verfügungen 
Der Zandeszentralbehörde oder einer höheren Berwaltungs 
behörde vertreten jollen, die in den im $ 19 Roni®®. be=- 


seihneten Seleßen erwähnt werden. 


Koll. 1903 ©. 509; Born-Sujien ©. 137 ımd Riebow 
DD. 1 ©.214 Kr. 11 Da die Marichallinfeln Durch die fatjerliche 
Berordnung vd. 18.1. 1906 (Koll. 1905 17. Jahrg. Nr.5 9.117 und 
tiebow Bd. 10 ©. 24) in Verbindung mit der Verfügung eirchs« 
fanzlers dv. 24. 7.1899 (Riebow Bd. 4 ©. 83 Nr. 3 md AR 1300 
5,94) mit Wirkung v. 1.4. 1606 dem Gouverneur don Nem-Gırinea 
unteritellt jind, iit Der Yandeshauptmann der Marichall- inieln heute 


Formelle Erfordernifie. 


sn bezug auf die formellen Erforderniffe der von 
den Schußgebietsbeamten erlaffenen Verordnungen gelten 
einige Bejonderheiten. 

Die Gouverneure Jind nad) der Verfügung des Neichs- 
fanzlers betr. die Bildung von Gouvernementsräten vom 
24. 12, 1903 1°) verpflichtet, die Entwürfe ihrer Verord- 
nungen, joweit fie nit nur Iofale Bedeutung Haben, 
dem Gouvernementsrate 1%) zur Beratung vorzulegen, 
der aus dem Gouverneur als Vorfigenden, einigen vom 
Gouverneur beftimmten Schußgebietsbeamten als amt 
tichen Mitgliedern und einer Anzahl!) von weißen Ein- 
wohnern al3 außeramtlichen Mitgliedern befteht. Aus- 


“ı)NRiebomw Bd. 7 ©. 284 Nr. 1I0 und KolBl. 1904 ©. 1 fowic 
Sorn»-Sajfen ©. 160. 

') Seit der Verordnung des Neichäfanzlers betr. die Selbftver 
valtımg in Deutjch-Südweitaftifa v. 28.1.1909 Riebow Bd. 13 ©. 19 
und KolBtl. 1909 ©. 141 fowie Zorn-Sajjen ©. 163Ff.) führen in 
Deutjh-Südweftafrifa die Gouvernenentsräte die Bezeichnung „Landıs- 

ıt” (in den Landesrat wählt jeder Bezirksverband ein Mitglied, der 

Honderneur die gleihe Anzahl nad freiem Ermeilen: vol. SS 105 ji. 

und Die WHusführungsverordnung de$ Gouverneurs vd. 10. 11. 1909 
Riebow Bd. 13 ©. 625 Nr. 307 und Zorn-Saffen ©. 193 jf.)). 

°) Und zwar mindejtens drei; die aneramtlichen Mitglieder find 

1 Gouverneur zu berufen, der dabei die Berufsfreiie gutachtlich hören 


\ol; Die Zahl der amtlichen Mitglieder darf die der auferamtlichen 


nıa)t uberiteigen. 
4 


IE), men 


nahmen jind möglich, müjlen jedoh dem Neichsfolonial 
amte mitgeteilt werden. 

Die Gouvernementsräte find alfo ausjchließlich be- 
ratende Organe, feine befchließende; aus diefem Grund: 
tt nad S 10 Abf. 2 der genannten Verfügung v. 24. 12. 
1903 der Gouverneur auch nicht an das Ergebnis der 
Beratung gebunden. 

Der Gouverneur von fliautihou hat nach der Ver: 
ordnung v. 14. 3. 1907 1%) bei Regelung einer Angelegen- 
beit von allgemeinem wirtichaftlichen nterejie den Gou 
vernementsrat alS beratendes Organ vorher zu hören. 
Diejer beiteht aus dem Gouverneur als Borfigenden 
dem Chef des Admiralitabes, dem Zivilflommilfar, dem 
Rommifjar für cKinefifche Angelegenheiten, dem Gou:- 
vernementsintendanten, dem ©opuvernementsarzt, dem 
Baudireftor und vier Bertretern der Zivilgemeinde, von 
denen einer vom Gouverneur ernannt, Die Drei anderen 
gewählt werden, und zwar der eine von den nhabern 
oder Vertretern der im SHandelsregiiter eingetragenen 
rirmen aus ihrer Mitte, der andere von den im Grund 
buche eingetragenen Grundeigentiimern ohne Unterfchied 
der Nationalität, welche mindejtens 50 Dollar Grund- 
jteuer entrihten, aus ihrer Mitte -und der dritte vom 
Voritande der Handelsfanımer. 

Wenn die Berordnungsentwürfe dem Gpupvernements 


rate zur Beratung vorgelegt worden find, jollen fie auf 


1) Born-Sajijen S. 211 und KoldT. 1907 ©. 16-18. 


Srund eines Nunderlafjes des Leiters der damaligen 
KRolonialabteilung v. 14. 3. 1901,1%) falls dies ohne 
Schaden möglich ift, der Kolonialabteilung (alfo jegt dem 
Reichsfolonialamte) vorgelegt werden. 

Die Verordnungen der Bezirfsamtmänner  follen, 
ohne daß für die Bezirfsamtmänner eine Verpflichtung 
dazu bejteht, den auf Grund der Verordnung des Reichs: 
fanzlers v. 16. 9. 1911!) in Oftafrifa und auf Grund 
der oben ©. 75 Anm. 162 erwähnten Selbjtverwaltungs: 
ordnung dv. 28.1. 1909 '°%) in Deutih-Südmeltafrifa be- 
itehenden Bezirfsräten 16°) zur Begutachtung vorgelegt 
erden. 

llber die Form der Verkündigung von Verordnungen 
der Schußgebietsbeamten ist allgemein nichts vorgefchrieben. 
tur einige fatjerliche Verordnungen, 3. B. die oben ©.72 
Anm.157 erwähnten Berordnungen v. 19. 7. und 15. 10. 
1886, bejtimmten, daß die Gouverneure ihre PVerord- 
nungen in „ortsüblicher Weife“, jedenfalls aber durch 
Anbeftung an die Tafel des Negierungsgebäudes zu ver- 
finden hätten. Ebenjo find die Gouverneure durch den 
Nunderlaß des Staatsjefretärs des Neichskolonialamts 


287 Nr. 198. 


(gl 


) Niebow BD. 6 


$ 


s, Born-Sajjen ©. 205 und KolBt. 1911 ©. 683. 
val. SS 90 u. 91. 
>, In Ditafrifa beiteht der Bezirksrat aus dem Vorjteher des 
Bezirks, einem dom Gouverneur ernannten umd drei gewählten Mit- 
gliedern, in Sidweltafrifa aus teils von den Angehörigen des Bezirks- 


verbandes gewählten, teils von Bezirtsamtmann berufenen Mitgliedern. 


(S 


v. 4.5. 1908 16%, angemiejen worden, ihre Verordnungen 
in „üblicher Weife” zu verfiinden, wobei auf die Iofalen 
Berhältniffe der einzelnen Schußgebiete Nücdficht zu 
nehmen fei. 

Unter „ortsüblicher MWeife“ ift auch die Verfündigung 
der Verordnungen durch Ausrufung im „Schauri”, der 
Bollsperfammlung der Eingeborenen (in Togo und 
Kamerun „Balaver” genannt), oder durch die in Kamerun 
übliche und weithin vernehmbare Trommelipradhe zu 
verjtehen. 

serner hat der NReichsfanzler in der Verordnung 
v. 24. 12. 1909 17%, beitimmt, daß alle auf Grund des 
s 15 SHG®. für die Schußgebiete in Afrifa und in der 
Südjee erlaffenen Verordnungen in dem amtlichen Rolonial- 
blatt zu veröffentlichen find. 

Endlih it noch zu erwähnen, daß bei allen Arten 
von Verordnungen bis 1908 der Slolonialrat, der dei 
Kolonialzentrale in Berlin durch WUllerhöcften Erlaf 
v. 10. 10. 18901”) zur Seite geitellt war und fih aus 
Mitgliedern der Snduftrie und des Handels zufanmen 
jeßte, alS beratendes Organ durch Abgabe von Gutachten 
mitwirken fonnte Dur Allerhöchiten Erlaß betr. dic 
Aufhebung des KRolonialrates und die Bildung von Konı 


mijjionen beim Reihsfolonialamte v. 17. 2, 1908172) it 


109) Rtebom Dan) 12 ©. 168 Kr 123. 


170) RolBt. 1910 


(N) 


 Riebow W.1 ©3 Kr. 2 und ROBL. 


($) 


179 


172\ op 


 NGBL. 1308 S. 28 und Zorn-Sajffen ©. 144. 
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jevoch Diefer Stolonialrat aufgehoben und genehmigt 
worden, Daß beim Reichsfolonialamte unter Hinzuziehung 
von Sadverjtändigen Kommilfionen zu dem Zmede ge 
bildet werden, um das Neichsfolonialamt bei der Ver 
waltung der Schußgebiete in beratender Weile zu unter 
jtügen;; die näheren Anordnungen find dem Reichsfanzler 
überlajien. Daraufhin find die „Beftimmungen über die 
Erridtung einer ftändigen mwirtfchaftlichen Kommiffion 
der Kolontalverwaltung“ dv. 30. 6. 1911”) ergangen. An 
s 1 Diefer Bejtimmungen ift fejtgefegt, daß zur Begut 
achtung wirtichaftlicher Fragen der deutfchen Schußgebiete 
beim Reihsfolonialant eine Kommiffion errichtet wird, 
welche die Bezeihnung „Itändige wirtichaftlihe Kom 
million der Kolonialverwaltung”“ führt. Gemäß 82 ift 
Vorjigender diefer Kommiffion der Staatsiefretär des 
Neichsfolonialamtes, der ih durch einen Beanıten des 
legteren vertreten lajjen fann; die Mitglieder der Rom 


der Staatsfefretär des Reichskolonialamtes 


million beruft 
aus Den Streifen der Sachverftändigen, «8 bleibt ihm jedoch 
vorbehalten, mwirtichaftlihe KRörperfchaften und Vereine Aut 
Vorjhlägen aufzufordern. Nah $ 5 erfolgt die Berufung, 
jo oft ein Bedürfnis vorliegt, in jedem Jahre mindefteng 
jedod) einmal. S6 beftimmt, daß zur gültigen Befchluf 
fafjung die Anmelenbeit von mindeitens fünf Mitgliedern 
einjchlieglich des Vorfigenden erforderlich it. ur Ab 


an 
= 


timmung genügt nad) 87 einfache Stimmenmehrheit, 


-) KolBtl. 1911 ©. 654 und Born-Saijen ©. 144. 


Su) 


gegebenenfalls 
In den Sigungen der Kommilfion können ge 
Staatsjefretärs des Neichs- 
jomie 


it die Stimme des Borfigenden ausfchlag- 


gebend. 9 
mäß $ 8 auf Anordnung des 
tolonialamtes Beamte des NReichskolonialamtes 


Bertreter anderer Behörden ohne Stimmredt teilnehmen. 
Edenfo ift dem Staatsjefretär des Reihsfolonialamtes die 


Hefugnis gewährt, zu den Beratungen über einzelne Gegen: 
tände der Tagesordnung nichtftimmberechtigte Sad): 


verjtändige Hinzuzuziehen. 


2. Kapitel. 


Die Berordnungsgemwalt derfommunalenBerwaltungs- 
organifationen, 


Bon der Befugnis des S3 der faiferlichen Berord 
wing betr. die Vereinigung von MWohnpläßen in den 
Schußgebieten zu fommunalen Verbänden v. 3.7.1899,17%) 
die näheren Beitimmungen über die Organifation diefer 
tommunalen Verbände zu erlafien, hat der Reichsfanzler 


Deutjch - Südmweltafrifa und Deutich - DOftafrifa 


nur für 
Sebraud gemadt. 

zur die Kommunalverfaffung in Deutich - Südmelt- 
ıfrifa ilt die bereits oben ©. 75 u. 77 erwähnte Selbft: 
verwaltungSordnung dv. 28. 1. 1909 nebjt Abänderungen 


Da S. 78; KolBl. 1899 ©. 506 und REHBIL. 


) Niebomw DB. 4 


1899 ©, 366. 


S1 


v. 14. 5. 190919) md v, 28. 3. 1912 1%) maßgebend. 
Durd jie werden zwei Arten von fommıumnalen Verbänden 
gejchaffen, nämlich die Gemeinden und die Bezirfsver 
binde Nah $ 13 find die Gemeinden zum Erlaß von 
Ortögejeßen, nad) S 14 zum Erlaß von Gemeindeverord- 


3) 


nungen befugt. Die Gemeindeverordnungen, für die eg muır 
de8 Beichluijes des Gemeinderates bedarf, find öffentlich be- 
fanntzumaden. Sowohl für die Ortsgefege als auch für die 
SHemeindeverordnungen ift nad) S 80 die Genehmigung 
der Auflichtsbehörde erforderlich. Der Bezirksverband 
beiteht aus den Gemeindeverbänden und denjenigen 
PBerfonen, die jich außerhalb der Gemeinde ftändig nieder- 
zelalfen haben (SS 84, 87, 102 der Selbftverwaltungs 
ronung). Organ des Bezirksverbandes ift der Bezirks 
amimanı md der bereits oben ©. 77 ermähnte 
Dezirksrat, der aber bier im Gegenfat zu feiner oben 
zeichilderten Tätigkeit eine befchließende Stimme hat, wie 
18 5 98 folgt. Sollten zmwifchen dem Bezirksrat und 
em Bezirfsamtmann Meinungsverfchiedenheiten entitehen, 
\o hat der Gouverneur zu enticheiden. 

Für Die Kommunalverfaffung in Deutich-Oftafrita 
it Die Berordnung des Neihskanzlers v. 18, 6. 1910,17) 
die jogen. deutch - oftafrifanifche Städteordnung, grund 
iegend, die nur den jelbjtändigen Gemeinden ein Wer 
ordnungsrecht gewährt, aber feine Bezirfsverbände ein 

> RolBl. 1969 ©. 523 nd Jorun-Safien S, 188 

) Koll. 1912 ©. 29 ımd Born-Sajien ©. 189 
gorn-Safjen S, 195 und KvlBt. 1910 S. 679 HF 


t; 


u 


? Städted. find die Stadtgemeinden, an 


richtet ad) 


Deren Spite nad) S 9 ein jtädtiiher Rat Iteht, zum Er 
laß von Ortsgefegen befugt, die aber nicht polizeilicher 
) Da jedoch nad) $S 6 dem ftädtiichen 
Nate die für Den Gemeindebezirf vom Gouverneur ex 


lafjenen Wolizeiverordnungen zur Mußerung vorgeleg! 


werden miüjjen, haben die vftafrifanifhen Gemeinden 


innmerbin einen geringen Einfluß auch auf die Bolizei 
> >) J 


verordmungen. 


V. Ubighnitt. 
Das Geltungsgebiet der Rolonial- 
versrdönungen. 


Ihließlih das Geltungsgebiet der Ktolonial 


as 


vrdnungen anbelangt, jo ift der allgemeine Grundjag, 


3 Gejeße und Verordnungen jo weit gelten, als da: 
Gebiet des Staates reicht, wegen der eigenartigen folonialen 


VBerhältniffe nicht anwendbar, nicht wenigstens dort, wo 


wir es mit Schußgebteten nebjt Hinterland oder fogen. 
nterejienipbären zu tun haben 

snterejfeniphären jind Bezirke, innerhalb welcher das 
Neht Der Aneignung einem bejtimmten Staate aus- 
ichließlich zuiteht 

Der Unterjchied zwiihen Scyußgebiet und uterefjen 
iphäre ericheint als ein nur tatlächlicher '°*) in dem Sinne, 


daß Die Synterejfenfphäre dur Drganifation der Ver 


178) Ehenio Saljen © 


waltung und Aufrichten der Staatsgewalt zum Schup- 
gebiet wird, nicht als ein rechtlicher) in dem Sinne, 
daß dem Staate feinte Souveränität über feine Jntereffen 
Iphären zufteht. Nur aus diefer Auffalfung heraus er 
flärt jich aud) die Allerhöchite Verordnung v. 2.5. 1894,50) 
die den NeichStanzler ermächtigt, für die innerhalb einer 
Deutjchen interefieniphäre gelegenen Gebiete, deren Unter: 
ttellung unter die Deutjche Verwaltung angezeigt erfcheint, 
die hierzu erforderlihen Maßnahmen zu treffen. Eine 
jo weitgehende Verfügung über ein Gebiet ift nur mög 
lich, wenn dem Staate die Souveränität darüber zufteht. 

Troßdem gelten Die für die Schußgebiete erlafienen 
Heleße und Berordnungen natürlich nicht unbedingt aud) 
für die Intereffeniphären, denn fie fünnen nur dort in 
Kraft fein, wo eine Staatsgewalt aufgerichtet ift. Sollen 
jie alfo in den Iinterejfeniphären wirffam werden, To 
muß Dies regelmäßig ausdrücklich beftimmt werden. Bei 
dem lIbergangsftadium von ntereffeniphäre zum Schuß 
gebiet aber, wenn aljo die deutfche Herrfchaft fich mit 
ihrer jtaatlihen Organijation innerhalb der Sntereffen: 
jphäre vorjchiebt, treten für Ddiefe Neuerwerbungen die 
Hejege und Berordnnungen derjenigen Schußgebiete ohne 
bejondere Berkündigung in Kraft, von denen aus die 


Neuerwerbungen jtattfinden. 


, Wie hauptliählih v. Stengel in Kolßte. 1893 ©. 13ff. be 


150), Niebow Bd.2 ©. 90 Jr. 82 
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C. Shlußbetrabtungen. 


Die Zahl der erlajjenen Verordnungen hat, wie jo: 
aus den wenigen in den vorhergehenden Ausführungen 
erwähnten Verordnungen hervorgeht, im Laufe der Jahre 
eine Derartige Höhe angenommen, Daß bereits in dei 
Neichstagsverhandlung v. 20. 3. 1906 1°) angeregt wurde, 
unter Abänderung des Schußgebietsgefeges das VBerord 
nungsrecht einzujchränfen und die Mitwirkung der Neichs 
gejeggebumgsfaktoren in einer den Verhältniffen der Schuß 
gebiete entjprechenden Weile zu erweitern. Die weitere 
Entwidlung der Kolonialgefhidhte hat aber gerade das 
Gegenteil des in der Neichstagsrefolution v. 20. 3. 1906 


zum Ausdrucd gebrachten Prinzipes gezeitigt, namlich eine 
= ” 


Dezentraliation des Berordnungsredhtes durch die Ein: 
führung der Kommunalverwaltung, die wahricheinlid) 
einen nod) weiteren Ausbau erfahren wird 


Um aber dem Berftreutfein und der damit ver- 
bumpdenen llnüberfichtlichfeit der Verordnungen zu fteuerı 
ericheint es zwedmäßig, von Zeit zu Zeit die WVerord 
nungen, die eine bejtimmte Materie betreffen, zufammen 
jufafjen, wie es auch fchon bereits öfter gefchehen ift, je 


151) StenBer. 1906 3.3 ©. 2180, 


85 


3. ®. in der bereits mehrfad) erwähnten faiferlichen Ver- 
ordnung v. 9. 11. 1900. 
Diejes Verfahren hat zwei Borzüge: 
l. Bewähren fich die in der Bufammenfaffung ent- 
haltenen Vorfchriften nicht, fo fünnen fie leicht 
im Verordnungsmege abgeändert werden, ohne 
daß es des fchiwerfälligen Gejeggebungsapparates 
de5 Reiches bedürfte. 


I) 


Finden Die Beltimmungen aber Anklang und 
haben fie fich eine Reihe von ‚Jahren gut be- 
währt, jo geben fie eine fichere Srundlage für 
eine gejeßliche Regelung der Kolonialverhältniffe. 


